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Das Schicksal der Ost- und Volksdeutschen in Ost-Mitteleuropa nach dem militärischen 
Zusammenbruch 
 

Sie rotten sich zusammen, sie lauern und haben acht auf meine Schritte, wie sie mir nach 
dem Leben trachten. Sollten sie mit ihrer Bosheit entrinnen? 
Psalm 56, 7-8 

Rückkehr und Rückkehrbewegungen der deutschen Bevölkerung bis Mai/Juni 1945 in Ost-
Mitteleuropa 
Aufgrund der z.T. großen Entfernungen, der ständigen Überfälle und der langen Zwangsauf-
enthalte dauerte die Rückkehr nicht selten Wochen oder sogar Monate. Falls die Heimkehrer 
nicht gerade Zwangsarbeiten leisten mußten oder willkürlich inhaftiert wurden, schafften sie 
täglich etwa 20 km.  
Der Fußmarsch von Kolberg (Ostpommern) bis nach Heilsberg (Ostpreußen) dauerte z.B. 12 
Tage.  
Weitere Beispiele: Küstrin (Ostpommern) - Heilsberg (Ostpreußen) = 20 Tage.  
Karthaus (Westpreußen) - Kreis Bartenstein (Ostpreußen) = 59 Tage.  
Nach den unendlichen Flucht- und Rückkehrstrapazen war der körperliche und seelische All-
gemeinzustand aller Ost- und Volksdeutschen katastrophal. Tausende von Flüchtlingen kamen 
sterbenskrank oder zu Tode erschöpft in ihren Heimatorten an. Hier warteten weitere Schick-
salsschläge auf die völlig abgerissenen, halbtoten Rückkehrer. Die Häuser und Wohnungen 
waren im allgemeinen völlig ausgeplündert, sinnlos zerstört oder wurden schon von neuen 
"Eigentümern" bewohnt.  
Bis zur Kapitulation konnten nur ca. 8.375.000 (49 %) Reichs- und Volksdeutsche in den We-
sten des Deutschen Reiches bzw. in die Tschechoslowakei (CSR) fliehen. In Mitteldeutsch-
land und im Sudetenland gerieten später aber noch Hunderttausende in sowjetische Gewalt, so 
daß etwa 1.717.000 Flüchtlinge zwangsweise oder freiwillig in ihre Heimat zurückkehrten. Im 
Juni 1945 hielten sich rd. 10.270.000 Reichs- und Volksdeutsche in Ost-Mitteleuropa (ohne 
spätere DDR) auf. 
 
Die Lebensverhältnisse der deutschen Bevölkerung in den Gebieten östlich der Oder-Neiße-
Linie nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
Nach dem sowjetischen Einmarsch brach das bisherige Leben der Deutschen vollkommen 
zusammen. In den meisten ostdeutschen Dörfern und Städten gab es gewöhnlich weder Strom, 
Gas noch Wasser, da man fast alle Versorgungsbetriebe und Anlagen gesprengt, zerstört oder 
stillgelegt hatte. Die wenigen Brunnen konnten den Trinkwasserbedarf nicht decken, so daß 
vielerorts großer Wassermangel herrschte. Die verstörte deutsche Bevölkerung traute sich nur 
selten auf die Straße, da andauernd irgendwelche Marodeure oder Plünderer durch die Ort-
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schaften zogen. Man verließ die Quartiere nur, falls es unbedingt erforderlich war. Um Ge-
walttaten und Mißhandlungen zu entgehen, flüchteten manche Frauen und Mädchen in un-
zugängliche Wälder, Moore und Sumpfgebiete. Durst, Hunger und Kälte trieben die Verfolg-
ten jedoch schon bald in die Ortschaften zurück.  
Das Elend war niederschmetternd, aber die geschundenen Menschen gaben nicht auf. Nun 
hieß es, neuen Mut zu schöpfen. Trotz aller Verzweiflung und ungeachtet der chaotischen 
Verhältnisse begannen überall Aufräumungsarbeiten. Tagelang wurden verschmutzte und 
verwüstete Unterkünfte aufgeräumt, gereinigt, instand gesetzt und wieder bewohnbar ge-
macht. Anschließend suchte man brauchbare Möbel und Hausratgegenstände aus den Trüm-
mern. Diese mühseligen Arbeiten waren jedoch vergeblich, denn kaum hatten die Deutschen 
halbwegs aufgeräumt, tauchten gewöhnlich sowjetische Besatzungstruppen, slawische Zivili-
sten oder Umsiedler auf, die unentwegt gebrauchsfähige Gegenstände raubten bzw. Unter-
künfte beschlagnahmten.  
Fast jeder rechnete damals mit einer schweren Besatzungszeit, aber die besiegten Deutschen 
dachten immer noch, daß sie es trotzdem wieder irgendwie schaffen würden. Das Leben muß-
te doch schließlich weitergehen. Da es seit Menschengedenken zu den Aufgaben der Bauern 
zählte, die Bevölkerung mit Lebensmitteln zu versorgen, gingen die hartgesottenen Ostsiedler 
unverzüglich an die Arbeit. Oftmals hatte man bereits alle Zugtiere und Maschinen geraubt, so 
daß die Bauern unverdrossen zu Spaten und Handpflug greifen mußten, wenn sie Pflanzkar-
toffeln und Sommergetreide in die Erde bringen wollten. 
Nach dem Kriegsende standen zunächst sämtliche Gebiete östlich der Oder und Neiße unter 
sowjetischer Verwaltung. Die Armeeführung der Roten Armee verhängte in den Besatzungs-
gebieten zwar drakonische Strafen, aber es dauerte nicht selten Wochen und z.T. sogar Mona-
te, bis die brutalen Gewalttaten endlich aufhörten. 
Die deutsche Landbevölkerung war besonders gefährdet, weil es dort nur wenige sowjetische 
Kommandanturen gab. Hier waren die Deutschen eigentlich nur geschützt, wenn sie bei so-
wjetischen Offizieren oder in bewachten Kolchosen arbeiteten. In den Nächten war es natur-
gemäß am schlimmsten. Jede Nacht brachte neue Schrecken, Schießereien und Überfälle. Am 
Tag war ebenfalls kein Deutscher sicher. Überall lauerte der Tod. Manche Zivilisten wurden 
auf offener Straße ermordet, weil sie sich weigerten, Mäntel oder Strickjacken abzugeben. 
Im Verlauf der Besatzung veränderte sich allmählich die feindliche Haltung der Sowjets. Vor 
allem ältere Soldaten schritten energisch gegen Gewalt- und Terrorakte ein und beschützten 
die Deutschen. Oftmals schenkten sie den Hungrigen und Kranken auch Lebensmittel oder 
Medikamente. Diese persönlichen Hilfeleistungen gaben den Deutschen zwar neuen Lebens-
mut, aber es änderte nichts an ihrer aussichtslosen, rechtlosen Lage. Viele wanderten später in 
grenznahe Dörfer und Städte, um die Austreibung über sich ergehen zu lassen. 
 
"Wilde Austreibungen" der Deutschen aus Ostdeutschland, der Tschechoslowakei und Jugo-
slawien 
Der stellvertretende kommunistische Ministerpräsident Gottwald unterzeichnete am 11. Mai 
1945 folgenden Aufruf der tschechoslowakischen Regierung (x004/70): >>Die neue Republik 
wird ein slawischer Staat, die Republik der Tschechen und Slowaken sein. Die Deutschen und 
Ungarn, die sich gegen unsere Völker und gegen die Republik so schwer vergangen haben, 
werden wir der Staatsbürgerschaft als verlustig betrachten und werden sie schwer bestrafen. 
Die Nationalausschüsse sollen damit sofort anfangen. Macht alle aktiven Nazisten unschäd-
lich und beschlagnahmt ihr Vermögen zugunsten der Nation und des Staates. ...  
Beschlagnahmt und gebt in die Nationalversammlung das Eigentum von Deutschen, Verrätern 
und Kollaboranten. ... Bereitet auf dem Lande die Konfiskation des Bodens vor, der dem 
fremden Adel, Deutschen, Verrätern und Kollaboranten gehörte. ...<< 
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Dr. Benesch (Chef der tschechischen Exilregierung) erklärte am 12. Mai 1945 vor der begei-
sterten Brünner Bevölkerung (x294/194): >>Mein Programm ist es - und ich verheimliche 
dies nicht -, daß wir die deutsche Frage in der Republik endgültig liquidieren müssen. ...<< 
Der tschechische Unterrichtsminister Nejedly erläuterte am 12. Mai 1945 das neue Volks-
bildungsprogramm der Regierung (x004/95): >>Selbstverständlich werden alle deutschen 
Schulen geschlossen werden. ...<< 
Ein Sprecher der tschechischen Armee verkündete am 14. Mai 1945 während der "Brünner 
Befreiungsaktion" (x004/105): >>... Unsere glorreiche Armee ist zu dem einzig möglichen 
Entschluß gekommen: die Republik als einen nationalen Staat der Tschechen und Slowaken 
aufzubauen. Wir werden von jenen Deutschen, die nicht in ein Gefängnis oder in ein Konzen-
trationslager gehen, verlangen, daß sie ihre Bündel packen und dorthin zurückgehen, woher 
sie gekommen sind.<< 
Der polnische Bischof Adamski aus Kattowitz forderte am 15. Mai 1945 die Deutschen auf, 
Schlesien zu verlassen (x039/228).  
Die polnische Regierung erließ am 24. Mai 1945 ein Dekret über die Verwaltung der "Wie-
dergewonnenen Gebiete" (x001/108E). 
Der tschechische Informationsminister Kopecky erklärte am 29. Mai 1945 vor Kulturschaf-
fenden in Prag (x004/88): >>Wir wollen unseren großen Sieg über die Deutschen zu einer 
gewaltigen nationalen Offensive ausnutzen, um das Grenzgebiet unseres Landes von den 
Deutschen zu säubern.  
General Svoboda schickt seine Truppen und bewährte Partisaneneinheiten, um diese Gebiete 
von Deutschen zu säubern. Den Truppen werden tschechische Wirtschaftler, tschechische Ar-
beiter folgen. Mit ihnen werden tschechische Schulen, Theater, Filme, Zeitungen und Künstler 
kommen. ...<<  
In Brünn begann am 30. Mai 1945 die gewaltsame Austreibung von etwa 25.000 Deutschen. 
Der lange Marsch an die österreichische Grenze wurde für ungezählte Deutsche zum Todes-
marsch. 
Die nationalsozialistische Benesch-Partei veröffentlichte am 31. Mai 1945 die Broschüre "My 
a Nemci" - "Wir und die Deutschen" - (x004/71): >>Der Teufel spricht deutsch. Es gibt keine 
guten Deutschen, es gibt nur schlechte und noch schlimmere. Derjenige tschechische Vater, 
der seine Kinder nicht zum Haß gegen die deutsche Lügenkultur und Unmenschlichkeit er-
zieht, ist nicht nur ein schlechter Vaterlandsanhänger, sondern auch ein schlechter Vater. ... 
Wie kann man nur ein tschechisches Kind dazu erziehen, solche deutschen Mitmenschen zu 
lieben? ...  
Das ganze deutsche Volk ist für Hitler, Himmler, Henlein und für Frank verantwortlich, und 
das ganze Volk muß auch die Strafen für die begangenen Verbrechen tragen. Jeder von uns 
müßte es als inhuman, unmenschlich betrachten, wenn die Deutschen ihrer totalen Bestrafung 
entgehen würden.<< 
Tausende von geflüchteten Schlesiern verließen im Mai 1945 das Sudetenland, um in ihre 
Heimat zurückzukehren. 
In Brünn wies Dr. Benesch im Mai 1945 nochmals darauf hin, daß man das sudetendeutsche 
Problem für "alle Zeiten" erledigen würde und daß die Liquidierung der Deutschen 100%ig 
sein müßte (x025/95). 
Die britische Regierung forderte die Tschechen am 17. Juni 1945 auf, alle Austreibungsaktio-
nen zu beenden und erklärte (x004/113): >>1. ... (daß Großbritannien) nicht seine Zustim-
mung zu einer Massendeportation der deutschen Minderheit gebe.  
2. Auf alle Fälle der Ansicht sei, daß die Regelung dieser Frage nicht die Tschechoslowakei 
allein betreffe, sondern auch in den Wirkungsbereich der Kontrollmächte falle.<< 
Der Woiwode (Chef der polnischen Verwaltung) in Schlesien ordnete im Juni 1945 die Ent-
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deutschung der "wiedergewonnenen Gebiete" an (x294/97): >>... Bis zum 15. Juli 1945 (sind) 
sämtliche Spuren des Deutschtums in diesen Gebieten zu tilgen. Insbesondere sind deutsche 
Aufschriften an Häusern, Geschäften, Lokalen, deutscher Wegweiser, Luftschutzschilder so-
wie sämtliche von der Besatzungsmacht hinterlassenen Bekanntmachungen zu entfernen.<< 
In den Grenzgebieten östlich der Oder und Neiße sowie im Sudetenland begann die erste Pha-
se der Vertreibung schon Ende Mai und Anfang Juni 1945. Ab Ende Mai 1945 besetzten Sol-
daten, Milizionäre und Partisanen die Dörfer und Städte, um die deutschen Einwohner inner-
halb kürzester Frist aus ihren Wohnungen zu vertreiben. Die Ausgetriebenen durften lediglich 
etwas Gepäck zusammenraffen und mit Handwagen oder Schubkarren transportieren. Die 
Deutschen wurden dann von den Soldaten und Milizangehörigen in tagelangen qualvollen 
Märschen an die Oder bzw. Neiße getrieben. In den Städten wurde die deutsche Bevölkerung 
ebenfalls zwangsweise aus ihren Wohnungen vertrieben und meistens in geschlossenen Ei-
senbahntransporten abgeschoben. Im Verlauf der langen Märsche, auf den Bahnhöfen und 
Zwischenstationen plünderte und raubte man die Deutschen regelmäßig vollständig aus. 
Die Deutschen wurden anschließend durch Soldaten, Milizeinheiten und Partisanen gewalt-
sam über die Grenzflüsse nach Westen in die sowjetische Besatzungszone (spätere DDR) ge-
trieben, so daß sich Hunderttausende von Heimatlosen am westlichen Ufer von Oder und Nei-
ße zusammendrängten. In den mitteldeutschen Städten verursachten die riesigen Menschen-
massen in den letzten Junitagen und im Juli 1945 chaotische Verhältnisse, die durch totale 
Überfüllung, Hunger, Durst, Obdachlosigkeit und Ratlosigkeit geprägt wurden. Dieses Chaos 
wurde zusätzlich durch die ostdeutschen Flüchtlinge vergrößert, die nach der gescheiterten 
Flucht vor der Roten Armee in ihre Heimat zurückkehren wollten, aber nicht mehr über die 
Oder und Neiße nach Osten durften. 
Bei den radikalen Austreibungsaktionen im unmittelbaren Hinterland der Oder-Neiße-Linie 
handelte es sich um zentral geleitete Aktionen der Polen und Tschechen, die bereits vor der 
Potsdamer Konferenz vollendete Tatsachen schaffen wollten. In Ostpommern, Ostbranden-
burg und Niederschlesien trieb man damals etwa 200.000 bis 300.000 Menschen aus dem öst-
lichen Hinterland der Oder und der Neiße, während etwa 700.000 bis 800.000 Sudetendeut-
sche aus der Tschechoslowakei "entfernt" wurden. 
Diese "wilden Austreibungen", bei denen mehrheitlich Frauen, Kinder und ältere Menschen 
vertrieben wurden, stellte man (vermutlich auf sowjetische Weisung) erst unmittelbar vor Be-
ginn der Potsdamer Konferenz ein. Die westlichen Alliierten erhielten über diese "wilden 
Austreibungen" nur spärliche und größtenteils falsche Informationen. Da der "eiserne Vor-
hang" schon frühzeitig undurchdringlich war, wußten nur die Sowjets, Polen und Tschechen, 
was tatsächlich in den sog. "Wiedergewonnenen Gebieten" geschah.  
 
Zerstörung der Lebensgrundlagen der deutschen Bevölkerung in Ost-Mitteleuropa nach Been-
digung der sowjetischen Militärverwaltung 
Bis zum Abzug der sowjetischen Truppen herrschten in Jugoslawien, Polen, in der Tschecho-
slowakei und in Ostdeutschland monatelang chaotische Verhältnisse, weil die einheimischen 
Behörden und Milizeinheiten ständig versuchten, die Befehlsgewalt auszuüben. Infolge der 
unterschiedlichen Anordnungen und Befehle gab es dauernd Überschneidungen, so daß die 
Deutschen zusätzlich schikaniert und verunsichert wurden. Zwischen den Russen und Polen 
ereigneten sich besonders häufig Auseinandersetzungen, die nicht selten mit wilden Schieße-
reien endeten. Viele Polen haßten ihre sowjetischen Befreier, weil sie nach Stalins Anord-
nungen die deutschen Ostgebiete systematisch ausplünderten und verwüsteten.  
In den deutschen Ostgebieten wurde die sowjetische Besatzungszeit im Herbst 1945 beendet 
(Ausnahme: Nord-Ostpreußen). Nach dem sowjetischen Abzug führte man in den "befreiten 
Gebieten" gnadenlose Pauschalabrechnungen durch. Es handelte sich damals meistens nicht 



 5 

um spontane Ausschreitungen oder persönliche Racheakte, sondern mehrheitlich um staatlich 
gelenkte "Säuberungsaktionen". Viele Gewalttaten und Verfolgungen wurden nachweislich 
durch unverantwortliche staatliche Propagandamaßnahmen beeinflußt und gefördert. In Rund-
funkansprachen, Zeitungen, Bekanntmachungen und öffentlichen Veranstaltungen schürte 
man den radikalen Nationalismus und forderte zur kollektiven Bestrafung aller deutschen 
"Landesverräter" auf.  
In Ostdeutschland, Polen, in der Tschechoslowakei und in Jugoslawien setzten die neuen 
Machthaber ihre bisherigen Verfolgungsmaßnahmen systematisch fort und nutzten außerdem 
die "bewährten" NS-Terrormethoden der "Juden- und Fremdarbeiterpolitik". Die Deutschen 
mußten z.B. vielerorts weiße Armbinden oder Hakenkreuze sichtbar auf ihrer Kleidung tra-
gen, um sie öffentlich zu verhöhnen und zu erniedrigen. Fanatische Zivilisten mißhandelten 
die Geächteten gelegentlich auf "offener Straße" und rissen ihnen sogar oft die Kleidung vom 
Leib.  
Da die neuen polnischen Machthaber nicht genügend disziplinierte Truppen und Polizeikräfte 
besaßen, übertrug man in Ostdeutschland den "Schutz der öffentlichen Sicherheit" zunächst an 
Milizen. In jede Stadt und in jedes größere Dorf wurden "Milizkommandanten" entsandt, um 
die sowjetischen Besatzungstruppen zu ersetzen. Manche Milizangehörige waren fragwürdige 
Gestalten. Die Milizen setzten sich überwiegend aus 18-20jährigen Zivilisten zusammen, die 
schnell erkannten, daß Raub und Plünderung des deutschen Eigentums behördlich gefördert 
bzw. unterstützt wurden.  
Die Milizangehörigen, Partisanen und Geheimpolizisten waren damals die Herren über Leben 
und Tod. Sie waren überall unumschränkte Machthaber und terrorisierten die deutschen Ein-
wohner. Da die Milizen keinen Sold erhielten, mußten sie sich selbst versorgen und führten 
unentwegt Raubzüge durch. Das gesamte Eigentum der "Staatsfeinde" wurde "beschlag-
nahmt", so daß die Ost- und Volksdeutschen schnell zu Bettlern wurden. Nachdem die Mili-
zen Kommandanturen errichtet hatten, drangen immer mehr polnische und tschechische Zivi-
listen in die deutschen Siedlungsgebiete ein.  
Die Geheimpolizei und Partisanen arbeiteten gewöhnlich mit den örtlichen Milizkommandan-
ten zusammen, wenn es darum ging, die Deutschen mit schonungsloser Willkür und extremer 
Brutalität zu verfolgen. In der CSR wurden damals vermeintliche NS-Verbrecher von Partisa-
nen und Milizen auf Markt- oder Sportplätzen zusammengetrieben, brutal mißhandelt und z.T. 
sogar öffentlich hingerichtet (x010/44). Erst in den Jahren 1946-1947 ließ die Schreckens-
herrschaft der Geheimpolizei und Milizen allmählich nach. 
Die arbeitsfähige deutsche Bevölkerung wurde zwangsweise zum Arbeitseinsatz herangezo-
gen. Sogar 8- bis 10jährige Kinder mußten Vieh hüten, Gespanne fahren oder andere leichte 
Arbeiten erledigen. Obgleich die Deutschen schwerste Zwangsarbeiten leisten mußten, rissen 
sie sich um fast jede Arbeit, denn ohne Arbeit gab es keine Verpflegung. Wer nicht verhun-
gern wollte, mußte arbeiten.  
In den Sommermonaten betrug die tägliche Arbeitszeit oftmals bis zu 15 Stunden. Während 
der Erntezeit wurde vom Sonnenaufgang bis zum Einbruch der Dunkelheit gearbeitet. Sonn- 
und Feiertage waren für die Deutschen "normale Arbeitstage".  
Viele Zwangsarbeiter mußten ekelhafte und qualvolle Arbeiten ausführen. Besonders ab-
scheulich waren die Bergung von Tierkadavern und die Bestattung der Leichen, die bereits 
seit Wochen und Monaten in den Ortschaften, an den Landstraßen oder auf den Feldern und 
Wiesen lagen. Diese grauenvollen, gesundheitsgefährdenden Arbeiten dauerten manchmal 
mehrere Wochen.  
Während der schweren körperlichen Arbeit kam es täglich vor, daß kranke und erschöpfte 
Arbeitskräfte Schwächeanfälle erlitten und zusammenbrachen. Infolge der unmenschlichen 
Lebensbedingungen brachen schon bald vielerorts verheerende Epidemien aus. In jener Zeit 
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führte man Beerdigungen nur noch ohne Särge durch. Die Toten wurden notdürftig in Kohlen- 
oder Kartoffelsäcke gepackt und in Massengräbern bestattet.  
Nach der täglichen Zwangsarbeit durchsuchten überall hungrige Menschen leerstehende Häu-
ser, Keller und Kartoffelmieten oder streiften durch Wälder und über Felder, um irgendwelche 
eßbaren Dinge zu ergattern. Für die Frauen war es besonders schwer, ihre Kinder und ihre ge-
brechlichen Eltern zu ernähren, denn obwohl sie selbst unterernährt waren und hungerten, 
mußten sie jeden Tag schwere Zwangsarbeiten leisten. Falls die Deutschen nicht mehr arbei-
ten konnten, waren sie zwangsläufig dem Hungertod ausgeliefert. Da Kinder und alte Men-
schen im allgemeinen keine Lebensmittel erhielten, starben sie reihenweise. Nachdem man 
die letzten Vorräte geplündert hatte, wurde die Ernährungslage der rechtlosen Deutschen im-
mer dramatischer.  
Die Lebensverhältnisse der zurückgebliebenen Deutschen in Ostmitteleuropa wurden durch 
grenzenloses Leid, unendliche Not und absolute Rechtlosigkeit geprägt. Fast alle Deutschen 
vegetierten unter menschenunwürdigen Lebensbedingungen. In dieser erbarmungslosen Zeit 
rückten alle verfolgten Deutschen eng zusammen. Man half sich nach besten Kräften, wo im-
mer es möglich war. Standesunterschiede gab es schon längst nicht mehr. 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Lebensverhältnisse der Deutschen im sowjetisch verwalteten Teil Ostpreußens 
(x001/90E-91E): >>Die weitgehende Entvölkerung und wirtschaftliche und verkehrsmäßige 
Abschließung des Landes, besonders aber die brutale sowjetische Behandlung seiner wenigen 
deutschen Menschen führte im Nordteil Ostpreußens seit 1945 zu einem Prozeß wachsender 
Verelendung, Verwilderung und Primitivisierung, demgegenüber die zur gleichen Zeit in 
manchen Gegenden Schlesiens und Pommerns herrschenden Zustände als noch kultiviert er-
scheinen mochten. In wenigen Jahren verwischten sich die Züge einer alten europäischen Kul-
turlandschaft und den Menschen verwandelte sich ihre Heimat unter ihren Augen in eine un-
heimliche Fremde. 
... Eine organisierte allgemeine Lebensmittelversorgung, d.h. eine Ausgabe und regelmäßige 
Belieferung von Lebensmittelkarten, hat es im nördlichen Teil Ostpreußens offenbar nirgends 
gegeben. Für Alte, Kranke und Kinder begann die Ernährungslage in den Städten und beson-
ders in Königsberg bald katastrophal zu werden. ... Eine Ausnahme bildeten in dieser Bezie-
hung lediglich die wenigen qualifizierten Facharbeiter, die als Spezialisten meist ausreichende 
Verpflegung und mitunter sogar Bezahlung erhielten. Im übrigen hat aber wohl in keiner an-
deren deutschen Stadt der Hunger in den Jahren 1945-47 so viele Opfer gefordert wie in Kö-
nigsberg. Große Teile der Bevölkerung nährten sich von Abfällen, und die Verwilderung führ-
te schließlich sogar dazu, daß Fleisch getöteter Menschen feilgeboten wurde.  
So unglaubwürdig dies erscheinen mag, so kann doch zufolge mehreren Berichten kein Zwei-
fel daran sein, daß der Verkauf und Genuß von Menschenfleisch in Königsberg mehrfach vor-
gekommen ist und daß dadurch in hohem Maße Entsetzen und Unruhe unter der deutschen 
Bevölkerung hervorgerufen wurden.  
Furchtbare hygienische Verhältnisse trugen das Ihre dazu bei, daß Typhus-, Ruhr-, Krätze-, ja 
selbst Malariaepidemien um sich griffen und die Sterblichkeit in unerhörtem Maße stieg. 2 
Jahre lang - vom Sommer 1945 bis zum Sommer 1947 - hielt die hohe Sterblichkeit in Kö-
nigsberg infolge der Unterernährung und der Epidemien an. Innerhalb dieser 2 Jahre ist von 
rd. 70.000 Deutschen, die im Sommer 1945 in Königsberg registriert worden waren, minde-
stens die Hälfte gestorben. ... 
Etwas günstigere Voraussetzungen bestanden anfangs für die Landbevölkerung, ... so daß sie 
ein kümmerliches Leben fristen konnte. Hier und dort wurde jedoch auch sie schon im Som-
mer 1945 zu verzweifelten Handlungen getrieben. Manchen ... blieb nichts anderes übrig, als 
bei den russischen Soldaten um Nahrung zu betteln. Die Gutmütigkeit und Freigebigkeit ein-
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zelner Russen kleinen Kindern und ihren Müttern gegenüber, die in seltsamem Kontrast zu 
den vielen Exzessen und Ausschreitungen stand, haben für manche deutsche Familie eine gro-
ße Hilfe in ihrer furchtbaren Not bedeutet. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Lebensverhältnisse der Deutschen in den polnisch verwalteten deutschen Gebieten 
östlich der Oder-Neiße-Linie (x001/102E-105E): >>Entschieden schlechter als auf dem Lande 
war die Ernährungslage in den Städten. ... Da weder Lebensmittel im Lande waren, noch die 
Betriebe arbeiteten, lagen die Läden und Geschäfte still. Deutsches Geld war nahezu wertlos 
geworden, und selbst in Großstädten wie Breslau wurde die Entlohnung für die arbeitende 
Bevölkerung fast ausschließlich in Naturalien gezahlt. Auch die Strom- und Wasserversor-
gungswerke, ebenso die öffentlichen Verkehrseinrichtungen arbeiteten in den deutschen Ost-
gebieten während der Zeit der sowjetischen Militäradministration wohl fast nirgends. Die Ur-
sache lag z.T. darin, daß manche Versorgungsanlagen durch Kriegseinwirkungen zerstört, die 
wichtigsten Fabriken demontiert und die Magazine geplündert waren.  
Eine sehr verhängnisvolle Wirkung hatte es aber auch, daß bereits im Sommer 1945 nach Ost-
preußen, Ostpommern und Schlesien eine große Anzahl polnischer Zivilpersonen eingeströmt 
war und sogleich begonnen hatte, die Geschäfte und Handwerksbetriebe ebenso wie die Bau-
ernhöfe für sich zu beschlagnahmen. Jede Initiative zur Neubelebung des Wirtschaftslebens, 
die von der städtischen deutschen Bevölkerung hätte ausgehen können, wurde dadurch im 
Keime erstickt.  
... Auch für Niederschlesien gilt, daß die Mehrzahl der Städte einer wachsenden Ver-
wahrlosung anheimfielen, verwilderten und ihr deutsches Gesicht zu verlieren begannen. Es 
war überall das gleiche Bild ... 
Die katastrophale Lage in den Städten Ostdeutschlands während des Sommers und Herbstes 
1945 wird am deutlichsten veranschaulicht durch die unerhört hohe Sterblichkeit unter den 
Deutschen infolge des Hungers, der unhygienischen Verhältnisse und der großen körperlichen 
Erschöpfung. Nahezu in allen Städten Ostdeutschlands wüteten Typhusepidemien, in Breslau 
und den kleineren schlesischen Städten ebenso wie in Ostpreußen, Ostpommern und Ostbran-
denburg. In den pommerschen Städten scheint die Zahl der dabei entstandenen Menschenver-
luste am höchsten gewesen zu sein. So starb in Treptow und Stolp etwa ein Drittel der Ein-
wohner während des Sommers und Herbstes 1945. 
Ehe die Städte und Dörfer Ostdeutschlands offiziell unter polnische Verwaltung gestellt wur-
den und die russischen Besatzungsorgane ihre Kompetenzen an den polnischen Staat überga-
ben, kam es zu einer teilweise recht langen Periode des Überganges, des Nebeneinander- und 
Durcheinanderregierens von Polen und Russen, was vor allem für die im Lande befindlichen 
Deutschen höchst unerfreuliche Zustände schuf. ... Besonders im südlichen Ostpreußen, in 
Danzig, Oberschlesien und in manchen Gegenden Pommerns war das Gesicht der Städte und 
Dörfer schon im Frühjahr und Sommer stärker von den Polen als von russischen Truppen ge-
prägt. An vielen Orten hatten sich sogar schon im Frühjahr 1945 polnische Verwaltungsbe-
hörden etabliert. 
Während sich das reguläre polnische Militär als Besatzungstruppe offenbar im allgemeinen 
korrekter verhielt als die russischen Truppen, wurde die aus bewaffneten polnischen Zivilisten 
bestehende polnische Bürgermiliz bald von der deutschen Bevölkerung mehr gefürchtet als 
die Truppen der Roten Armee. 
Aus dem Nebeneinander polnischer Behörden und russischer Kommandanturen, die weiter 
bestehen blieben, ergaben sich im Sommer und Herbst 1945 fortgesetzte Überschneidungen 
polnischer und russischer Anordnungen, wodurch die allgemeine Rechtlosigkeit und Unsi-
cherheit für die deutsche Bevölkerung erheblich gesteigert wurden. ... 
Die Kompetenzverhältnisse zwischen den polnischen Behörden und der sowjetischen Militär-
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administration waren in der Regel für die deutsche Bevölkerung völlig undurchsichtig, wahr-
scheinlich oft auch tatsächlich ungeklärt. ...  
Das Verhältnis zwischen Polen und Russen war in Ostdeutschland infolge der gegenseitigen 
Konkurrenz in der Beherrschung des Landes naturgemäß sehr gespannt, und in vielen Orten 
ist es zu fortgesetzten Auseinandersetzungen, ja sogar zu Schießereien zwischen ihnen ge-
kommen. Neben der alten nationalen Feindschaft hat dabei vor allem die Tatsache mitgewirkt, 
daß die russischen Truppen in Ostdeutschland einen systematischen Abbau aller wertvollen 
Sachgüter betrieben und den Polen ein Land übergaben, dessen Landwirtschaft und Industrie 
weitgehend ausgeraubt waren. 
Nachdem auf der Potsdamer Konferenz (17. Juli bis 2. August 1945) durch alliierten Beschluß 
- als provisorische Regelung bis zur endgültigen Entscheidung in einem Friedensvertrag - Ost-
deutschland auch mit Zustimmung der Westmächte unter polnische Verwaltungshoheit ge-
stellt worden war, sahen sich die Polen in ihren Bestrebungen gestärkt und setzten nunmehr 
die Polonisierung Ostdeutschlands mit gesteigerter Intensität fort. Obwohl ein Teil der sowje-
tischen Truppen im Lande blieb und russische Militärkolchosen noch jahrelang in Ost-
deutschland bestanden, war die Zeit der sowjetischen Militärverwaltung in Ostdeutschland mit 
dem Herbst 1945 im allgemeinen zu Ende.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Gewalttaten und Zerstörung der Lebensgrundlagen in den polnisch verwalteten deut-
schen Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie (x001/108E-110E,112E-117E): >>... In einem 
großen Teil des deutschen Staatsgebietes erfolgte die Verwaltungsübernahme durch polnische 
Behörden schon im Frühjahr 1945. In Elbing geschah sie am 1. April, in Osterode, Sensburg 
und anderen südostpreußischen Kreisstädten im Mai. Im oberschlesischen Industriegebiet 
wurde von der einmarschierenden sowjetischen Armee sofort die Aufstellung einer polnischen 
Miliz organisiert und diese von Anfang an mit der Beaufsichtigung der Deutschen beauftragt. 
Bereits im Februar, März und April strömten massenhaft Polen über die alte polnisch-
deutsche Grenze in diese Gebiete ein. ...  
Selbst für Niederschlesien, in dessen Orten im allgemeinen erst im Sommer und Herbst eine 
organisierte polnische Verwaltung einsetzte, bestand seit Ende April eine Wojewod-
schaftsbehörde, die damals, als Breslau noch nicht gefallen war, ihren Sitz in Liegnitz hatte 
und erst später nach Breslau umsiedelte. Ähnlich verhielt es sich in Ostpommern. Auch dort 
wurden schon im Mai 1945 manche Städte und Dörfer von polnischen Behörden regiert. ... 
Im Sommer und Herbst 1945 wurde in den unter polnische Verwaltung gestellten ostdeut-
schen Provinzen allgemein der Zloty als Währung eingeführt. Die deutschen Orts- und Stra-
ßennamen wurden beseitigt, und polnische Namen traten an ihre Stelle. Die polnische Sprache 
wurde als Amtssprache obligatorisch ...<<  
>>... Zu einer offenen Demonstration, die in tragischer Weise die Verkettung von altem und 
neuem Unrecht deutlich machte, kam es überall dort, wo Massengräber von polnischen Arbei-
tern, polnischen Kriegsgefangenen oder polnischen Juden gefunden wurden, die aus der Zeit 
der nationalsozialistischen Herrschaft stammten. In solchen Fällen war es eine beliebte Maß-
nahme, die Deutschen aus der umliegenden Gegend an den aufgefundenen Massengräbern 
zusammenzutreiben und sie unter den anfeuernden Rufen eines schaulustigen Publikums unter 
Schlägen und Mißhandlungen zu zwingen, die Gräber auszuheben und die Leichen zu bergen. 
... 
Wenn von Vergeltungsakten und Verhaftungen naturgemäß nur ein Teil der deutschen Bevöl-
kerung betroffen wurde, so wirkte sich der von den Polen eingeführte unbedingte Arbeits-
zwang auf fast alle Deutschen aus. 
... Die Verpflegung war dabei im allgemeinen schlechter als bei den entsprechenden Aktionen 
der Russen. Doch es half kein Weigern. Kommandos der polnischen Miliz durchzogen die 
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Dörfer und trieben Arbeitskolonnen von Deutschen zusammen. In den Städten sind die deut-
schen Einwohner, sobald sie zu einer Arbeit benötigt wurden, auf offener Straße aufgegriffen 
und unter bewaffneter Aufsicht zum Arbeitseinsatz geführt worden. Selbst der Kirchgang am 
Sonntag schützte nicht davor. ... 
Da die Zwangsarbeit nur eine völlig unzureichende Verpflegung einbrachte und die Deutschen 
ohne geldliche Entlohnung die geforderten hohen Zloty-Preise nicht aufbringen konnten, dau-
erte die bereits unter russischer Besatzung herrschende Hungersnot auch unter polnischer 
Verwaltung an. ... Um in den Besitz polnischen Geldes und der von Polen eingeführten Le-
bensmittel zu kommen, blieb den Deutschen nur die Möglichkeit, die letzten ihnen verbliebe-
nen und über die zahllosen Plünderungen geretteten Sachgüter und Wertgegenstände gegen 
Lebensmittel zu verschleudern. 
Hunger, Entkräftung und Epidemien in den Städten waren auch zur Zeit der polnischen Ver-
waltung ständiger Begleiter der deutschen Bevölkerung und forderten viele Opfer. In der 
Großstadt Breslau trieb der Hunger die Deutschen dazu, bei Russen und Polen zu betteln und 
die Abfalltonnen nach eßbaren Resten abzusuchen. Die Verelendung der Deutschen schritt 
immer weiter fort, je mehr Polen ins Land kamen und sich allen deutschen Eigentums und des 
deutschen Grundbesitzes bemächtigten. ... 
Bereits am 2. März 1945 hatte die Polnische Provisorische Regierung das Dekret "über aufge-
gebene und verlassene Vermögen" erlassen, welches verfügte, daß aller Besitz von Personen, 
die vor der Roten Armee geflohen und nicht zurückgekehrt waren, dem polnischen Staat an-
heimfalle und daß ferner sämtliches Vermögen des Deutschen Reiches und von Personen 
deutscher Staatsangehörigkeit grundsätzlich als "aufgegebenes Vermögen" zu gelten habe und 
gleichfalls an den polnischen Staat übergehe. ...  
Infolge der Übernahme aller deutschen Vermögen durch den polnischen Staat waren die Deut-
schen in ihren Höfen auf dem Lande und in ihren Wohnungen in der Stadt nur noch auf Abruf 
geduldet, mußten teils für ihre eigenen Häuser Miete zahlen und hatten ständig damit zu rech-
nen, ihr formell bereit enteignetes Vermögen auch faktisch zu verlieren und ihre Wohnung 
verlassen zu müssen. ...  
Die Übernahme deutschen Besitzes durch polnische Zivilpersonen und deren Ansiedlung in 
den deutschen Ostgebieten verlief bis gegen Ende des Jahres 1945 in wenig geregelter Form 
und brachten die davon betroffene deutsche Bevölkerung in eine Lage, in der sie nicht mehr 
zwischen willkürlichen Bereicherungen und Plünderungen einzelner Polen und amtlichen 
Maßnahmen der polnischen Behörden zu unterscheiden vermochte. Zunächst begann die pol-
nische Besitzergreifung Ostdeutschlands damit, daß viele der polnischen Zivilarbeiter und 
Kriegsgefangenen, die sich bei der Eroberung durch die Rote Armee in den Dörfern und auf 
den Gütern Ostdeutschlands befanden, sich leerstehende Gehöfte oder auch Häuser in den 
Städten aneigneten und sich dort unter wohlwollender Duldung der Russen als neue Besitzer 
einrichteten. ... 
Ein Teil der ins Land gekommenen Polen wollte sich, nachdem die Provisorische Regierung 
die Bevölkerung Polens zur Ansiedlung in den ostdeutschen Gebieten aufgefordert hatte, in 
den verlassenen Höfen der Deutschen und ihren Häusern als Ansiedler niederlassen, ein ande-
rer Teil der polnischen Ankömmlinge bestand aber aus Spekulanten, Schiebern, Beutema-
chern, die nur eine günstige Chance der Bereicherung witterten, ohne daß sie die Absicht hat-
ten, im Lande zu bleiben. Manche von ihnen stellten sich der Miliz zur Verfügung, andere 
gaben sich gegenüber den polnischen Behörden in den deutschen Orten als Ansiedler aus, ge-
wannen auf diese Weise schnell Vermögen, das sie bald abtransportierten oder verkauften, 
und kehrten darauf nach Polen zurück, um das gleiche Experiment an anderer Stelle zu wie-
derholen. ... 
... Es scheint dabei die Tendenz vorgelegen zu haben, die am weitesten westlich gelegenen 
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Teile Ostdeutschlands zuerst zu besiedeln, um auf diese Weise an der Oder und Neiße eine 
unumstößliche Tatsache zu schaffen. ... Jetzt begannen die polnischen Aussiedler im Einver-
nehmen mit den örtlichen Verwaltungs- und Milizbehörden die im Lande verbliebene deut-
sche Bevölkerung aus ihren Wohnungen und Häusern zu verweisen.  
Handelte es sich um einzelne polnische Ankömmlinge, so erfolgte die Besitzergreifung von 
Häusern und Gehöften während jener ersten Zeit der sehr mangelhaft organisierten Ansied-
lung vielfach in der Weise, daß die betreffenden Polen sich in den deutschen Dörfern und 
Städten einen Hof oder ein Haus aussuchten, sich diese von den zuständigen polnischen Bür-
germeistereien anweisen ließen und mit Hilfe polnischer Miliz die Deutschen aus dem ge-
wünschten Grundstück vertrieben. 
Aber auch dort, wo die polnischen Ansiedler in geschlossenen Transporten ankamen und von 
der polnischen Miliz in die Häuser der Deutschen eingewiesen wurden, geschah dies vielfach 
in der Form einer brutalen Vertreibung, wobei die deutschen Einwohner oft in Minutenfrist 
und mit nur wenigem Gepäck ihre Wohnungen verlassen mußten.  
In manchen Städten und Dörfern sind die polnischen Behörden noch rigoroser verfahren. Sie 
ließen mit Hilfe der Miliz ganze Orte vorübergehend von der deutschen Bevölkerung räumen, 
währenddessen wurde der deutsche Besitz durchgeplündert, die wertvollen beweglichen Teile 
mit Lastwagen abtransportiert und die besten Häuser von Polen besetzt, ... bis am Ende nur 
die schlechtesten Viertel als eine Art deutsche Ghettos übrig blieben. Der Verlust der Heimat 
war damit bei den noch in den Ostprovinzen lebenden Deutschen im Grunde schon vor der 
Ausweisung vollzogen. 
Am stärksten setzten sich die Polen zunächst auf dem Lande fest. Dies kam vor allem daher, 
daß die Hauptmasse der Ansiedler im Sommer und Herbst 1945 aus den an Rußland abgetre-
tenen ostpolnischen, fast rein agrarischen Gebieten stammten. Mit nur wenig Handgepäck an-
kommend, wurden sie in die deutschen Dörfer eingewiesen. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1957 
über die Gewalttaten und Zerstörung der Lebensgrundlagen in der Tschechoslowakei (x004/-
32,36-37,62-72): >>Schon in den ersten Wochen nach Beendigung der Kampfhandlungen 
begann der Abzug der sowjetischen Kampftruppen. Für die deutsche Bevölkerung in den Ort-
schaften entlang den Abzugsstraßen bedeutete dies eine Fortsetzung oder Wiederholung der 
schon beim Einmarsch erlebten Ausschreitungen und Plünderungen. ...  
Mag auch in einzelnen Fällen die Besatzungsmacht von sich aus die Deutschen zu ... Arbeiten 
befohlen haben, so steht doch fest, das meist tschechische Behörden auf Anforderung die 
Frauen und Männer zu Hilfsdiensten für die sowjetische Besatzung bestimmten. Für die bis 
Dezember 1945 in der CSR verbliebenen sowjetischen Truppen wurden Arbeitskommandos 
dann fast ausschließlich von den deutschen Insassen der Gefängnisse und Internierungslager 
gestellt. Ihre Behandlung war unterschiedlich, z.T. waren diese Kommandos wegen ihrer 
schlechten Behandlung gefürchtet, z.T. aber wegen der guten Verpflegung begehrt, die die 
Internierten in den Kasernen erhielten. 
Blieben auch die Rotarmisten in ihrem Verhalten unberechenbar und die Erlebnisse des so-
wjetischen Einmarsches unvergessen, so läßt sich doch schon in den ersten Monaten der Kon-
solidierung der Tschechoslowakischen Republik und des beginnenden Verfolgungssystems 
gegen die Sudetendeutschen feststellen, daß sich sehr oft russische Soldaten schützend und 
helfend auf die Seite der Verfolgten stellten. Je stärker die Tschechen als Exponenten der 
Vergeltungspolitik gegen die Sudetendeutschen hervortraten, um so positiver wurde die Hal-
tung der sowjetischen Soldaten beurteilt und in den Berichten geschildert. ...<< 
>>... In den Orten, ... wo eine tschechische Minderheit oder gar eine Mehrheit vorhanden war 
und die Verwaltung sofort in tschechische Hände überging, setzte bald die Drangsalierung und 
Entrechtung der Deutschen durch einheimische Tschechen und mehr noch durch die aus In-
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nerböhmen und Mähren zuströmenden Tschechen ein. ...  
Mit der Stabilisierung der tschechischen Verwaltung in den deutschen Ortschaften im Laufe 
des Sommers und dem gleichzeitig einsetzenden Abzug der amerikanischen Besatzungstrup-
pen gewannen die administrativen deutschfeindlichen Maßnahmen der immer selbstbewußter 
auftretenden Tschechen an Wirksamkeit. Immerhin unterblieben im amerikanisch besetzten 
Westsudetenland jene "wilden" Austreibungsaktionen, die in der sowjetisch besetzten Zone 
bereits Ende Mai einsetzten und ungeachtet der Potsdamer Beschlüsse den ganzen Sommer 
hindurch anhielten. ...<< 
>>... Die zuerst in Kinos, Schulen und Kasernen festgehaltenen Prager Deutschen wurden 
nach einigen Tagen meist in große Sammellager wie das Stadion Strahov, in dem sich zeitwei-
lig 10.000-15.000 Internierte befanden, Reitschule und Stadion Slavia gebracht, wo sich ihre 
Lage nicht verbesserte. Sie litten hier weiterhin unter quälendem Hunger. In den Nächten 
drangen Gruppen sowjetischer Soldaten ungehindert oder gar begünstigt von tschechischem 
Wachpersonal ein und schändeten Frauen und Mädchen. ... 
Bald nach den Tagen des Aufstandes begann die "Säuberung Prags von den Deutschen". Diese 
wurden als Zwangsarbeiter in die Landwirtschaft, teils in das aus der Zeit des NS-Regimes 
bekannte Konzentrationslager Theresienstadt verbracht, wo viele von ihnen den Tod fanden. 
Nicht viel besser waren die Zustände in den am Stadtrand gelegenen Prager Lagern, von de-
nen Hagibor besonders genannt werden muß. 
In diesen Lagern verblieben die internierten Prager Deutschen bis zu ihrer Austreibung und 
Ausweisung. ... 
Mitte Mai verlegte die provisorische Regierung ihren Sitz von Kaschau nach Prag und begann 
entsprechend ihrem im April verkündeten Programm die Neuordnung des Staates, bei der die 
Nationalausschüsse eine entscheidende Rolle spielten. ... 
Bereits das Dekret vom 4. Dezember 1944 hatte die Sudetendeutschen als "staatlich un-
zuverlässige Bevölkerung" grundsätzlich von der verantwortlichen Beteiligung an der Verwal-
tung ausgeschlossen und für die rein deutschen Gemeinden und Bezirke die Ernennung von 
Verwaltungskommissaren bzw. -kommissionen vorgesehen. Die auf Grund der Regierungs-
verordnung vom 5. Mai 1945 mit diesem Amt betrauten Personen zeigten fast durchweg eine 
unversöhnliche Haltung gegenüber den Sudetendeutschen. Im allgemeinen scheint hier der 
kommunistische Einfluß besonders groß gewesen zu sein; ein englischer Autor spricht gera-
dezu von einem Parteistaat im Staate, der in den Grenzgebieten unter dem Einfluß der kom-
munistischen Minister des Innern (Nosek) und der Landwirtschaft (Duris) errichtet worden 
sei. ... 
Die systematische Entrechtung der Sudetendeutschen vollzog sich in den verschiedenen Orten 
und Gegenden Böhmens und Mährens in sehr verschiedenem Tempo, am langsamsten im all-
gemeinen in den rein sudetendeutschen Gebieten. Das lag vor allem daran, daß die Tschechen 
hier erst im Laufe des Sommers einströmten.  
Eine üble Rolle spielte dabei wieder die "Revolutionsgarde". Sie hatte nach Beendigung der 
Kampfhandlungen einen starken Zulauf aus denjenigen Bevölkerungsschichten erhalten, die 
nun ohne ein persönliches Risiko sowohl an dem Nimbus, mit dem die Partisanen umgeben 
waren, als auch an den zugedachten Vorteilen im neuen Staat teilhaben wollten. Bereits im 
Programm der provisorischen Regierung vom 5. April 1945 war u.a. besonders den Partisanen 
und Widerstandskämpfern eine Bevorzugung bei der Verteilung des konfiszierten Vermögens 
der Deutschen und Madjaren versprochen worden. 
... Einzelne Gruppen oder Abteilungen der Revolutionsgarde, denen sich im tschechischen 
Siedlungsgebiet kein Betätigungsfeld bot, dehnten ihre Aktionen auf die sudetendeutschen 
Gebiete aus und unternahmen regelrechte Strafexpeditionen, bei denen sie die Bewohner gan-
zer Ortschaften zusammentrieben, einzelne Personen oder mehrere Einwohner auf Grund von 
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Denunziationen oder nach willkürlicher Auswahl mißhandelten und erschossen und die Häu-
ser und Wohnungen ausplünderten. Nicht selten wurden die Exekutionen öffentlich vor der 
dazu versammelten Bevölkerung und vor den Augen der Familienangehörigen durchgeführt. 
... 
In manchen Ortschaften setzte sich die Revolutionsgarde für längere Zeit fest und errichtete 
hier ein Terrorsystem mit systematischen Quälereien der deutschen Bevölkerung. Diese wur-
den in demagogischen Reden, Presseartikeln und Schriften der Repräsentanten der verschie-
densten politischen Richtungen, die jede für sich das größte Verdienst in der Säuberung der 
CSR von den Deutschen beanspruchten und sich in der Verdammung der Sudetendeutschen 
überboten, als gerechte Sühne für die Untaten der NS-Zeit begründet und entschuldigt. Durch 
ein vor allem unter kommunistischem Einfluß zustande gekommenes Gesetz vom 8. Mai 
1946, das an ähnliche Maßnahmen der nationalsozialistischen Revolution erinnert, sind alle 
Ausschreitungen nachträglich als rechtmäßig anerkannt und sanktioniert worden. 
Die tschechische Presse, gleich welcher Observanz, trug durch Hetzartikel und Berichte über 
Unglücksfälle, die lange nach der Kapitulation als Sabotageakte des Werwolfs dargestellt 
wurden, und die fortdauernde Gefährlichkeit der Deutschen erweisen sollten, nicht wenig da-
zu bei, jedes Vorgehen gegen das Sudetendeutschtum zu rechtfertigen und zu ermutigen. 
So wurde eine am 31. Juli 1945 wahrscheinlich durch Unachtsamkeit ausgelöste Explosion 
eines Munitionslagers in dem Aussiger Vorort Schönpriesen von den Tschechen als Sabotage-
aktion des Werwolfs ausgelegt.  
Die aufgehetzte Menge veranstaltete daraufhin ein Blutbad unter der deutschen Bevölkerung, 
griff sie auf den Straßen an oder holte sie aus den Wohnungen und machte sie nieder. Als die 
Arbeiter der Firma Schicht AG nach Arbeitsschluß über die Elbebrücke zu ihren Wohnungen 
strömten, wurden sie von einer fanatischen Menge auf der Brücke zusammengeschlagen, z.T. 
niedergemacht oder in die Elbe geworfen. Selbst vor Frauen und Kindern machte der Mob 
nicht halt. Polizei und tschechisches Militär versuchten nicht, das Morden zu verhindern, son-
dern beteiligten sich sogar daran. Die genaue Zahl der Opfer wird sich nie ermitteln lassen. 
Die Angaben schwanken zwischen 1.000 bis 2.700. ...<< 
Das Bundesarchiv Koblenz berichtete im Jahre 1974 über das Schicksal der Volksdeutschen 
in der Tschechoslowakei (x010/44-46): >>In weitaus überwiegender Mehrzahl sind Schwer-
punkte der Übergriffe im Innern Böhmens und Mährens sowie in den östlichen und mittleren 
Gebieten des Sudetenlandes zu verzeichnen, die zum sowjetischen Besatzungsgebiet gehörten. 
... 
In den einzelnen Gemeinden erreichten die Ausschreitungen Höhepunkte in den dem Prager 
Aufstand folgenden Wochen und Monaten, als dort Abteilungen der Revolutionsgarde sowie 
auch Einheiten der Befreiungsarmee ein Terrorsystem gegenüber den Deutschen entfachten. 
Aus einer Anzahl von Gemeinden wird über öffentliche Exekutionen berichtet, denen z.T. die 
Einsetzung improvisierter Volksgerichte vorausging. Die diesen vorgeführten Personen wur-
den während und nach den Verhören auf das schwerste mißhandelt oder auch zu Tode gefol-
tert. Angehörige der SS wurden vielfach gleich nach ihrer Verhaftung erschossen. Dasselbe 
Schicksal erlitten oft heimgekehrte Soldaten. 
Die offizielle Einrichtung von außerordentlichen Volksgerichten stützte sich auf das Dekret 
des Präsidenten der Republik vom 19.06.1945 "über die Bestrafung der nazistischen Verbre-
cher, der Verräter und ihrer Helfershelfer sowie über die außerordentlichen Volksgerichte". 
Jedoch noch vor Verkündigung dieses Dekrets waren dem Berichtsmaterial zufolge allein 
mehr als 1.000 Menschen durch Mißhandlungen bei jenen improvisierten Schauprozessen 
durch Erschießen und Erhängen getötet worden. 
Ein Geschehnis besonderer Art waren die Ausschreitungen in der Stadt Aussig am 
31.07.1945, ausgelöst durch die Explosion eines Lagers deutscher Beutemunition in dem dor-
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tigen Vorort Schönpriesen, die von den Tschechen als deutsche Sabotageaktion des Werwolfs 
ausgelegt wurde. Mit weißen Armbinden gekennzeichnete Deutsche wurden auf den Straßen 
niedergeschlagen. Als nach Arbeitsschluß die Arbeiter der Firma Schicht AG über die Elbe-
brücke zu ihren Wohnungen eilten, wurden sie von der aufgehetzten Menge auf der Brücke 
angegriffen, teils erschlagen oder in die Elbe geworfen. Auch die Frauen und Kinder erlitten 
dasselbe Schicksal. Die Angaben über die Anzahl der Opfer sind in den einzelnen Berichten 
unterschiedlich. Die Schätzungen betragen 700 bis 2.700 Personen. 
... Zu den unmenschlichen Handlungen der Revolutionsgarde sowie der "Svoboda-Armee" 
sind ferner die sog. "wilden Ausweisungen" von Bewohnern ganzer Ortschaften zu rechnen, 
die ihren Höhepunkt in den Sommermonaten Juni und Juli 1945 erreichten. Die Ausge-
wiesenen grenznaher Kreise mußten tagelange Fußmärsche unter Mißhandlungen der Be-
wachungsmannschaft bei spärlichster Verpflegung zurücklegen. Es wird berichtet, daß hierbei 
Kranke und Erschöpfte erschossen wurden.  
Mehr als 20.000 Brünner Deutsche, darunter Greise sowie Mütter mit kleinen Kindern, wur-
den Ende Mai 1945 zur österreichischen Grenze getrieben. Die Mehrzahl wurde dort von ös-
terreichischen Grenzwachen zurückgewiesen und mußte dann Wochen und Monate, teils auf 
freiem Feld, im grenznahen Pohrlitz unter unmenschlichen Verhältnissen verbringen. Die Zahl 
der hier Umgekommenen wird auf mehrere Tausende geschätzt.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1957 
über die Gewalttaten und Zerstörung der Lebensgrundlagen in der Slowakei (x004/172-
174,176): >>Da die Zurückgebliebenen (Slowakei-Deutschen) zumeist fließend die Landes-
sprache beherrschten, versuchten sie mit Hilfe ihrer slowakischen Bekannten und Verwandten 
unterzutauchen. Auf diese Weise entzogen sie sich der Fahndung nach Deutschen, ein Teil 
von ihnen wurde aber zusammen mit Slowaken, die sich unter dem zusammengebrochenen 
Regime exponiert hatten, zur Zwangsarbeit in die Sowjetunion verschleppt. ...  
Auf Grund ihrer slowakischen Sprachkenntnisse gelang es aber einem erheblichen Teil der 
Karpatendeutschen, sich als Slowaken auszugeben und sich den gegen die Deutschen ergriffe-
nen Maßnahmen zu entziehen. ... 
Wurden die Rückkehrer während des Transportes als Deutsche erkannt, verloren sie durch 
Raub und Plünderung die gesamte verbliebene Habe, ja sie hatten sogar um Leib und Leben 
zu fürchten. ... Denn die in der wiedererrichteten Tschechoslowakischen Republik gegen die 
Deutschen erlassenen Dekrete, Gesetze und Verordnungen galten in der Slowakei, die nun seit 
der Kaschauer Proklamation ... wieder Bestandteil des tschechoslowakischen Staates gewor-
den war, ebenso wie in den Sudetenländern. 
Die Heimkehrer fanden ihre Häuser und Höfe versiegelt, von Slowaken bewohnt oder zum 
mindesten ausgeplündert. ... Nach der polizeilichen Anmeldung wurden sie ... meist zur 
Zwangsarbeit herangezogen, mußten ... bei kärglichster Verpflegung und zumeist diffamie-
render Behandlung, die Schäden ausbessern, die während der Zeit der kurzen Kämpfe und des 
sowjetischen Einmarsches entstanden waren. ...<< 
>>... Der slowakische Bauer entdeckte bald, daß das neue Regime in seinen Praktiken die 
propagierte Freiheit in keiner Weise verwirklichte und behielt sein natürliches Gefühl für 
Recht und Unrecht mehr als der radikalisierte Tscheche.  
Die Verordnungen als solche blieben wohl in aller Schärfe bestehen. Mit ihnen blieb die offi-
zielle Diffamierung aller Deutschen, aber die private Sphäre, das persönliche Miteinander-Zu-
rechtkommen, war von einem verträglicheren Geist erfüllt. Die kleine Gruppe der fanatischen 
Deutschenfeinde – Opfer des NS-Regimes, die an den Volksdeutschen Vergeltung üben woll-
ten oder die in der Mehrzahl kommunistisch gesinnten Partisanen – war im öffentlichen Leben 
nicht mehr allein bestimmend. Willkür und Haßausbrüche wurden Einzelerscheinungen. 
Alle diese Erleichterungen, die dem Schicksal der Slowakei-Deutschen viel von seiner Härte 
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genommen haben, änderten allerdings nichts an der Tatsache, daß die Deutschen in der Slo-
wakei Entrechtete waren, die keine legale Möglichkeit hatten, einen normalen, ihrer Ausbil-
dung und ihrer Fähigkeit entsprechenden Arbeitsplatz zu erhalten oder gar Besitz zu erwer-
ben. Sie lebten gleichsam auf Abruf, jederzeit auf eine weitere Verschlechterung ihrer Situati-
on gefaßt, aber immer noch in der Hoffnung, daß sich die Verhältnisse normalisieren und da-
mit bessern würden.  
Wer die Ausweglosigkeit der Situation erkannte oder die Unsicherheit dieser aufgezwungenen 
Lebensführung nicht ertragen konnte, ergriff jede sich bietende Gelegenheit, nach Österreich 
und von dort weiter nach Westdeutschland zu flüchten. ... Der größte Teil, der zu dieser Zeit 
in der Slowakei lebenden Deutschen blieb jedoch im Lande, bis auch ihm die anlaufende 
Ausweisungsaktion keine Wahl mehr ließ.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1961 
über die Gewalttaten und Zerstörung der Lebensgrundlagen in Jugoslawien (x006/98E,102E-
107E): >>Die Grundlagen der Deutschenpolitik der Partisanen scheinen bereits seit den Be-
schlüssen des "Antifaschistischen Rates vom 21.11.1944 festgelegt gewesen zu sein. Ihr Ziel 
war die Aberkennung der Bürgerrechte und die gewaltsame Enteignung der Deutschen, ihre 
Degradierung zu besitzlosen und unerwünschten Bürgern. ...<< 
>>... Der "Antifaschistische Rat der Volksbefreiung Jugoslawiens" (AVNOJ), der als proviso-
rische Volksvertretung fungierte, ... (faßte) auf seiner Sitzung vom 21.11.1944 in Belgrad den 
"Beschluß über den Übergang von Feindvermögen in Staatseigentum".  
Mit dem Inkrafttreten dieses Beschlusses am gleichen Tage wurde "sämtliches Vermögen von 
Personen deutscher Volkszugehörigkeit, außer dem Vermögen derjenigen Deutschen, die in 
den Reihen der Nationalen Befreiungsarmee und der Partisaneneinheiten Jugoslawiens ge-
kämpft haben oder die Staatsangehörige neutraler Staaten sind, die sich während der Okkupa-
tion nicht feindlich verhalten haben" (Art. I, 2), konfisziert, wobei der Eigentumsbegriff des 
Beschlusses schlechthin allen materiellen Besitz samt allen Rechten und Ansprüchen auf Ent-
gelt einschloß (Art. III).  
Das Vermögen von Flüchtlingen wurde der "Staatsverwaltung für Volksgut unterstellt" (Art. 
II). Diese Blankovollmacht zur vollständigen Enteignung aller evakuierten, geflohenen und 
fast aller daheim gebliebenen Jugoslawiendeutschen gab den Partisanenausschüssen bis zur 
Aufhebung der Militärverwaltung im Februar 1945, anschließend den staatlichen Behörden, 
jede Möglichkeit deutsches Eigentum gleich welcher Art, vornehmlich natürlich den reichen 
Landbesitz, zu beschlagnahmen und entschädigungslos zum jugoslawischen Staatsbesitz zu 
erklären. ...  
Das jugoslawische Gesetz vom 31.7.1946 über den "Übergang von Feindvermögen in das Ei-
gentum des Staates" bestätigte noch einmal die Konfiskation alles Besitzes von Deutschen 
ohne Rücksicht auf deren Staatsangehörigkeit (Art. I, 2), d.h. ausgenommen wurden nur 5 
genauer spezifizierte Personengruppen ... 
Die Jugoslawiendeutschen wurden jedoch nicht nur enteignet. Durch den AVNOJ-Beschluß 
vom 21.11.1944 wurden sie auch pauschal zu "Volksfeinden" erklärt und zwar im "außerge-
richtlichen Verfahren", das hauptsächlich wegen der Konfiskation des Vermögens der Volks-
feinde eingeführt wurde. Damit war die Entziehung der bürgerlichen Rechte verbunden, die 
im extremsten Sinn außer der Enteignung auch den Verlust der persönlichen Freiheit, d.h. die 
Internierung zur Folge hatte und oft auch von Volksdeutschen und unteren Partisanenführern 
als Entziehung der Staatsangehörigkeit mißverstanden wurde. Eine Kollektivausbürgerung 
wie in anderen Vertreibungsländern ist jedoch in Jugoslawien nicht erfolgt ... 
Im neuen Staatsangehörigkeitsgesetz vom 23.8.1945 wurden die Volksdeutschen nicht vom 
Besitz der jugoslawischen Staatsangehörigkeit ausgeschlossen. ... 
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... Das Staatsangehörigkeitsgesetz verlangte die Feststellung der Länderstaatsangehörigkeit am 
Stichtag des 28.8.1945. ... Für Volksdeutsche war die Eintragung in das Staatsangehörigkeits-
register solange ausgeschlossen, wie ihnen die bürgerlichen Rechte entzogen und sie ohne 
ständigen Wohnsitz waren. Erst die Entlassung aus den Internierungslagern, aus der Kriegsge-
fangenschaft oder Haft mit der Erklärung "zu freien Bürgern der FVR Jugoslawien" ermög-
lichte und erforderte die Anmeldung zur Registrierung in der Staatsangehörigkeitskartei. ... 
... Wenn man sich ... vor Augen hält, daß sich die Jugoslawiendeutschen seit dem Frühjahr 
1945 geschlossen in Lagern befanden, wo es für sie um das bare Überleben ging, dann er-
scheint auch das Gesetz vom 25.8.1945 über "Straftaten gegen Volk und Staat" allenfalls als 
formalistische Abrundung der antideutschen Gesetzgebung. ... Gemäß diesem Gesetz (konn-
ten) rückwirkend alle möglichen Handlungen von Volksdeutschen als den Interessen des jugo-
slawischen Staates oder seiner Völker zuwider klassifiziert werden. Ganz gleich, ob sie vor 
oder nach der Kapitulation vom April 1941 verübt worden waren, der Katalog der aufge-
zählten Vergehen erschien reichhaltig genug, um die Verhandlungen vor einem Volksgericht 
auf der Ebene der Bezirks- oder des obersten Republikgerichts zu rechtfertigen.  
Dadurch wurden neue Möglichkeiten zur politischen Bestrafung geschaffen, die auch dazu 
gedient haben, in zahlreichen Prozessen gegen Deutsche hohe Strafen zu verhängen. Für den 
tiefsten Einschnitt in die Rechte der Volksdeutschen: für ihre Internierung und Unterwerfung 
unter Zwangsarbeit hat es überhaupt keine gesetzlichen Grundlagen gegeben, als "Volks-
feinde" sahen sie sich vielmehr "im außergerichtlichen Verfahren" jahrelang dieser Willkür-
behandlung ausgesetzt. ...<< 
 
Massenverhaftungen, Zwangsarbeit und Internierungslager in Ost-Mitteleuropa 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1954 
über die Zwangsarbeit sowie Internierungslager in Polen (x001/131E-135E): >>Der Arbeits-
einsatz der Deutschen in Polen begann schon unmittelbar nach der Besetzung mit Schanz- und 
Aufräumungsarbeiten im rückwärtigen Frontgebiet. Deutsche Frauen mußten, rohen Schika-
nen der polnischen Miliz ausgesetzt, von russischen Soldaten belästigt und vergewaltigt, bei 
völlig unzureichender Verpflegung Leichen bergen, Tierkadaver begraben, Munition und 
Kriegsgerät fortschaffen, Straßen und Wege freilegen und Häuser säubern. Später begann ein 
systematischer Einsatz in der Landwirtschaft und Industrie.  
Um die große Zahl der dem Arbeitszwang unterliegenden Menschen erfassen und planvoll 
einsetzen zu können, wurde ein Netz von Arbeitslagern über das ganze Land gelegt. Zunächst 
dienten als solche die z.T. bereits im Zuge der Enteignungsaktion eingerichteten Internie-
rungslager. Im Verlauf der Jahre 1945/46 reduzierte man ihre Zahl und faßte schließlich alle 
im polnischen Staatsgebiet internierten Deutschen in den großen Zentralarbeitslagern Potulice 
bei Bromberg, Gronowo bei Lissa und Sikawa bei Lodz zusammen, die erst in den Jahren 
1949 und 1950 von der polnischen Regierung aufgelöst worden sind.  
In diese Lager sind im Laufe der Zeit so gut wie alle Deutschen in Polen eingewiesen worden, 
relativ spät die deutschen Bewohner der größeren Städte, z.B. von Posen, Bromberg, Lodz, die 
aus ihren Wohnungen gewiesen vorher oft lange Zeit in Ruinen und Kellerlöchern gehaust 
hatten. In den Zentrallagern wurden sie alle registriert und auch diejenigen als Lagerangehöri-
ge geführt, die seit ihrer Enteignung in landwirtschaftlichen Betrieben und Wirtschaftsunter-
nehmen arbeiteten. Kranke und Arbeitsunfähige wurden ständig in den Lagern gehalten, und 
dorthin mußten auch die Arbeitsfähigen zu ihrer weiteren Verwendung zurückkehren, sobald 
sie ihren bisherigen Arbeitseinsatz beendet hatten. - Bei der Unterbringung in den "Stammla-
gern" und der Verschickung zum Arbeitseinsatz wurden die Familienangehörigen rücksichts-
los auseinandergerissen. 
Von den Lagern aus gingen verschiedene Transporte mit internierten deutschen Zwangsarbei-
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tern nach dem oberschlesischen Industriegebiet, andere nach Warschau zu Aufräumungsarbei-
ten. Die Mehrzahl der Lagerinsassen wurde jedoch gruppenweise oder einzeln zur Landarbeit 
auf staatliche Güter oder private Höfe verteilt. Um aus den Deutschen einen möglichst hohen 
Gewinn herauszuschlagen, ging man schon bald dazu über, von jedem, der deutsche Arbeits-
kräfte benutzte, einen Mietpreis zu fordern, wodurch die Sammellager zu einer Art von Skla-
venmärkten wurden, auf denen man deutsche Arbeitskräfte anbot und verkaufte. Polnische 
Bauern und Unternehmer suchten sich die ihnen geeignet erscheinenden Männer und Frauen 
heraus, wobei der Mietpreis etwa ein Zehntel dessen betrug, was normalerweise der Lohn ei-
nes polnischen Arbeiters war.  
Es war kein Wunder, daß der Wunsch, deutsche Arbeitskräfte zu bekommen, sehr groß war 
und daß die Deutschen mitunter zum Objekt von Schachergeschäften wurden, an denen sich 
vor allem mancher polnische Lagerleiter bereicherte. Die billige Arbeitskraft der internierten 
Deutschen wurde schließlich der Grund, daß man die Ausweisung, die für alle Deutschen im 
Dekret vom 13. September 1946 beschlossen worden war, sehr ungern sah, und sie zu verzö-
gern trachtete. 
Diese plötzliche Wertschätzung der Deutschen auf Grund ihrer Billigkeit und ihrer Arbeits-
kraft steigerte indessen nur die Erniedrigung, in die die deutsche Bevölkerung hinabgestoßen 
war, und trug kaum etwas bei, ihre Lage zu verbessern. Wehrlos mußten sie sich schwerste 
Arbeitsleistungen abzwingen lassen und lebten in dürftigen Unterkünften bei schlechter Ver-
pflegung, ohne Löhnung und ärztliche Betreuung, oft auch von Ungeziefer und Krankheiten 
befallen oder Verhöhnungen und Schikanen ausgesetzt, ein Sklavendasein, das sie seelisch 
zermürbte und abstumpfte, die Gesundheit ruinierte und vielen das Leben kostete. 
Dennoch bewarb sich die internierte deutsche Bevölkerung um den Arbeitseinsatz, vor allem 
in der Landwirtschaft. ... Er brachte die Möglichkeit, den Quälereien im Lager auszuweichen 
und sich zusätzliche Nahrungsmittel zu verschaffen. ... 
Demgegenüber erschien das Leben der Alten, Kranken und Kinder geradezu hoffnungslos, die 
- als Arbeitskräfte verschmäht - Jahr um Jahr in den Internierungslagern verbringen mußten. 
Ihr Leiden überschritt alles Maß. Sie konnten den quälenden Schikanen und der oft sadisti-
schen Grausamkeit der Bewachungsmannschaften nicht entrinnen. Sie mußten sich mit der 
unzureichenden Lagerverpflegung begnügen, die durch Unterschlagungen der Bewachungs-
mannschaften häufig noch verringert wurde. Durch totale Entkräftung hilflos geworden, ohne 
Medikamente, von Ungeziefer geplagt, ohne Möglichkeit, auch nur die primitivsten Bedürf-
nisse der Körperpflege zu befriedigen, siechten sie dahin. Deutsches Pflegepersonal stand die-
sem Elend in Ermangelung jeglicher Hilfsmittel machtlos gegenüber.  
Typhusepidemien grassierten vor allem im Sommer und Herbst 1945 in vielen Lagern und 
rafften zahllose Insassen dahin. Planmäßiges Erschießen von Alten und hilflosen Kranken, 
wie es beispielsweise im Lager Kaltwasser geschah, Gewalttaten und Mißhandlungen der 
Wachmannschaften, oft geleitet von dem Bestreben, Behandlungsmethoden nationalsozialisti-
scher Konzentrationslager zu imitieren, erhöhten die Zahl der Todesopfer. Allein im Alters-
heim des Lagers Potulice starb in den Jahren 1947 bis 1949 die Hälfte aller Eingelieferten. 
Wie hoch die Zahl derjenigen ist, die in der Zeit von 1945-1950 in den polnischen Internie-
rungslagern gestorben sind, wird sich wohl nie mehr feststellen lassen. Die Zahl der Verstor-
benen, wo sie überhaupt registriert wurde, ist von den Lagerleitungen möglichst geheim gehal-
ten worden.  
Massengräber wurden zum Teil eingeebnet, bepflanzt und als Grabstätten unkenntlich ge-
macht. Niemand durfte Gräber mit namentlich gezeichneten Holzkreuzen versehen. 
Katastrophal wirkte sich die Internierung auf die deutschen Kinder aus, zumal als man im 
Sommer 1945 dazu überging, sie rigoros von ihren Müttern zu trennen, um deren Arbeitskraft 
voll ausnutzen zu können. Fast alle Säuglinge starben, größere Kinder lebten in Gemein-
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schaftsbaracken, getrennt von ihren Eltern und sich selbst überlassen. Ihre Ernährung besserte 
sich in späteren Jahren dank der Hilfsaktion des Internationalen Roten Kreuzes, obwohl ihre 
Verwahrlosung dadurch nicht aufgehalten werden konnte. 
Die polnische Regierung betrachtete die von ihren Eltern getrennten deutschen Kinder als 
Staatseigentum und war bestrebt, sie zu polonisieren. Sie veranlaßte ihren Transport in Kin-
derheime, wo viele infolge der zeitweiligen Überfüllung verhungerten, oder gab sie in polni-
sche Familien. Jeglicher Briefwechsel mit den Eltern war untersagt, und nur illegal gelang es 
manchen der verzweifelten Mütter, mit ihren Kindern in Verbindung zu bleiben.  
Einer größeren Zahl von ihnen ist es gelungen, im Laufe der nächsten Jahre ihre entfremdeten, 
häufig nur noch polnisch sprechenden Kinder zurückzubekommen. Viele dagegen wurden 
schließlich ausgewiesen, ohne ihre Kinder je wieder zu Gesicht bekommen zu haben. Anderen 
wiederum verweigerten polnische Familien die Rückgabe der ihnen übergebenen Kinder. Es 
gab Fälle, wo eine Kostenvergütung zur Bedingung gemacht wurde, die von den zwangsweise 
und unbezahlt arbeitenden Müttern nicht aufgebracht werden konnte. Auch diese mußten die 
Heimat ohne ihre Kinder verlassen, falls sich nicht mitempfindende Polen fanden, die ihnen 
das Geld gaben. ... 
Am unerträglichsten waren die Lebensverhältnisse der Volksdeutschen in den Jahren 1945/46, 
erst in den folgenden Jahren besserten sie sich. Zumindest in der breiten Masse des polnischen 
Volkes waren Haß- und Rachegefühle abgeklungen. Der Widerwille gegen das kommunisti-
sche Regime im eigenen Lande und die Abhängigkeit von der Sowjetunion bestimmte jetzt 
die Empfindungen vieler Polen und nahm der Feindschaft gegenüber den Deutschen einiges 
an Schärfe.  
Aber das Leben der deutschen Bevölkerung war inzwischen hoffnungslos verelendet, das Da-
sein unter den drückenden Anforderungen der Zwangsarbeit und dem Mangel jeglicher Frei-
zügigkeit in den Internierungslagern noch 1949 so quälend und entmutigend, daß sie nach 
dem Verlust von Heimat und Besitz nur noch die Ausweisung als Erlösung aus furchtbarer 
menschlicher Not erhoffen konnte.<<  
Das Bundesarchiv Koblenz berichtete im Jahre 1974 über die Internierungslager und Miß-
handlungen in Polen und in den polnisch verwalteten deutschen Gebieten östlich der Oder-
Neiße-Linie (x010/36-38): >>... Von der ... Gesamtzahl der Gefängnisse und Lager waren 119 
Gefängnisse und 681 Lager in den Reichsgebieten östlich von Oder und Neiße gelegen, von 
denen das größte und berüchtigste Lamsdorf in Oberschlesien gewesen ist ... 
Nicht möglich ist es aber, auch nur annähernd zu einer Schätzung der Anzahl der Personen zu 
gelangen, deren Tod auf Ausschreitungen in Gefängnissen und Lagern zurückzuführen ist. 
Sehr unterschiedlich sind aber auch die Todesquoten über die einzelnen Lager. Sie differieren 
z.T. zwischen 20 und 50 % der Insassen, die zwar vorwiegend als Folge von Seuchen und 
Krankheiten, verursacht durch unzureichende Ernährung (Hungertyphus), unhygienische Zu-
stände zu verzeichnen waren, die aber auch in nicht unerheblicher Anzahl Todesopfer durch 
Mißhandlungen und Erschießungen umfaßten.  
Im Lager Lamsdorf kamen z.B. 6.084 der Insassen um. Unter anderem wird berichtet, daß al-
te, nicht mehr arbeitsfähige Menschen, die sich unter den Internierten befanden, nicht allein 
durch Aushungern, sondern auch durch Erschießung beseitigt wurden. Über die Anzahl der 
Kinder, die längere oder kürzere Zeit in Lagern waren, liegen für die Lager Lamsdorf und Po-
tulice genauere Angaben vor. Insgesamt sollen hiernach in jedem dieser Lager 800 Kinder 
gewesen sein, davon auch Säuglinge, deren Anzahl in Potulice zwischen 30 und 50 wechselte. 
In einem kurzen Zeitabschnitt blieben von 50 Säuglingen in Potulice nur 2 am Leben.  
Zu den in Verbindung mit dem Lagergeschehen dargestellten Unmenschlichkeiten gehört auch 
die Verbringung von Kindern der Internierten, ohne daß die Eltern verständigt wurden, wo-
durch eine große Anzahl von Kindern für die Eltern verschollen blieb.  
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... Die unmittelbar nach der Eroberung Zentral- und Westpolens durch die Rote Armee hier 
eingesetzte polnische Miliz beteiligte sich in den dortigen deutschen Siedlungsgebieten an der 
Erschießung von Deutschen durch sowjetische militärische Einheiten und setzte sie fort, wie 
dieses besonders in dem Berichtsmaterial über zentralpolnische Gebiete zum Ausdruck 
kommt.  
In den Reichsgebieten waren es zunächst polnische Partisanengruppen, die in Gemeinden ein-
zelne Personen erschossen. Mißhandlungen wurden Personen vielfach bei Durchsuchungen 
ihrer Wohnungen durch die Miliz oder in den sog. "Prügelstuben" der Gemeindemiliz oder bei 
Ausplünderungen durch polnische Zivilisten ausgesetzt.  
Besonders schwere Mißhandlungen, auch mit Todesfolge, mußten Bewohner der Gemeinden 
erleiden, in deren Nähe Massengräber von KZ-Insassen, von russischen Kriegsgefangenen 
oder Ostarbeitern aufgefunden wurden. Die Bewohner der Gemeinden wurden gezwungen, die 
Gräber aufzugraben und die Leichen zu exhumieren, was unter Stock- und Peitschenhieben 
der Miliz, die hierzu von der umstehenden Menge angefeuert wurde, geschah.  
In Niederschlesien wurden Bewohner einzelner Gemeinden gezwungen, diese zu verlassen 
und zwei bis drei Tage geschlossen auf einen sog. "Elends- oder Adolf-Hitler-Marsch" unter 
Bewachung von Miliz geschickt. Menschen, die den Anstrengungen nicht gewachsen waren, 
wurden dabei mißhandelt sowie auch getötet. Bei der Rückkehr in Gemeinden waren die 
Wohnungen ausgeplündert.  
Zu Mißhandlungen und Erschießungen kam es ferner in den Gemeinden bei der Austreibung 
der Bevölkerung insbesondere zu Beginn der Austreibung im Sommer 1945 aus dem Gebiet 
des östlichen Brandenburgs sowie aus den westlichen Kreisen Ostpommerns und Niederschle-
siens. Schließlich sind die brutalen Mißhandlungen zu erwähnen, die ... an Personen verübt 
wurden, die sich weigerten, der an sie gerichteten Forderung, für Polen zu optieren, nachzu-
kommen. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1957 
über Massenverhaftungen, Zwangsarbeit und Internierungslager in der Tschechoslowakei 
(x004/91-94, 110-111): >>Die tschechische Regierung ging zu dem System über, tschechische 
Arbeiter aus Innerböhmen in die sudetendeutschen Industriebetriebe zu holen und an ihrer 
Stelle Sudetendeutsche als Zwangsarbeiter ins tschechische Gebiet zu verschicken. 
Um diese Maßnahmen durchführen zu können, wurden nicht nur die Internierten und Häftlin-
ge, sondern alle Deutschen und Madjaren männlichen Geschlechts vom 14. bis zum 60. und 
weiblichen Geschlechts vom 15. bis zum 50. Lebensjahr unter Arbeitspflicht gestellt. Meist 
war diese Regelung von den lokalen oder regionalen Behörden gleich nach der Wiedererrich-
tung der tschechoslowakischen Verwaltung eingeführt und erst durch das Dekret vom 19. 
September 1945 für alle Personen, die die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft verloren 
hatten, nachträglich sanktioniert worden. ... 
Einen großen Teil der zum Arbeitseinsatz gezwungenen Personen deportierte man ins tsche-
chische Gebiet. Sie wurden in Razzien ausgehoben, bei denen die Bevölkerung ganzer Ort-
schaften zusammengetrieben und abtransportiert wurde, oder aber durch Einzelverpflichtun-
gen, die das jeweilige Arbeitsamt vornahm. Ohne Rücksicht riß man Familien auseinander. 
Sie fanden oft erst vor der Aussiedlung oder Jahre danach in Deutschland wieder zusammen. 
Die zum Arbeitseinsatz Verschleppten wurden vorwiegend in Bergwerken, Industriebetrieben 
und in der Landwirtschaft beschäftigt, wie überhaupt in allen Berufssparten, die schlecht be-
zahlt wurden oder besonders körperliche Anstrengungen erforderten und aus denen die Tsche-
chen abgewandert waren.  
Besonders harte Arbeits- und Lebensbedingungen bestanden für die deutschen Zwangsarbeiter 
in den Industriebetrieben von Mährisch Ostrau und Kladno und in vielen landwirtschaftlichen 
Betrieben Innerböhmens. Berüchtigt waren die Arbeitslager des großen Hüttenwerks Witko-
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witz. Die Behandlung und Verpflegung hingen vielfach nach sowjetischem Vorbild von der 
Arbeitsleistung nach festgesetzten Normen ab, und da die Ernährung keinesfalls den harten 
Anforderungen am Arbeitsort entsprachen, waren Krankheitsfälle, vorwiegend Hungerödeme, 
besonders häufig.  
Aus Schikane setzte man Angehörige der geistigen Berufe zu besonders schweren und gefahr-
vollen Arbeiten ein. Den ungewohnten körperlichen Anstrengungen waren sie nicht gewach-
sen; ihr Anteil an den Krankheits- und Todesfällen war deshalb besonders hoch. 
In einigen Lagern, in denen Revolutionsgardisten und SNB-Leute nach eigenem Ermessen 
Strafmaßnahmen trafen und die Insassen quälten, bedeutete die sog. Freizeit nur eine Fortset-
zung der Demütigungen und Erniedrigungen. ...  
Die Verschickung ins innertschechische Gebiet war wohl die schlimmste Auswirkung des alle 
Sudetendeutschen erfassenden Zwangsarbeitssystems. Aber auch die in den Heimatorten ver-
bliebenen Deutschen waren diesem System unterworfen, sie wurden zu allen Arbeiten in der 
Landwirtschaft, zu Aufräumungsarbeiten, zum Straßenbau herangezogen. Zum Teil mußten 
sie in ihren enteigneten Betrieben und auf ihren Höfen für die Nationalverwalter weiter arbei-
ten. Die Revolutionsgarde oder SNB nahm für vorübergehend anfallende Arbeiten die Deut-
schen oft wahllos auf der Straße fest und stellte sie zu Arbeitskolonnen zusammen. ...<< 
>>... Die Lager, die im Sudetenland zunächst nur für die Aufnahme politisch belasteter Per-
sönlichkeiten dienen sollten, waren bald überfüllt. ... 
Bis Ende 1945 schien überhaupt der Willkür der Lagerkommandanten und Wachmannschaf-
ten, die sich fast ausschließlich aus Angehörigen der Revolutionsgarde rekrutierten, keine 
Schranken gesetzt zu sein. Das Verhalten der Wachmannschaft im Internierungslager Kolin, 
wo es am 22. August 1945 zu schweren Mißhandlungen der Insassen, zu Schändungen der 
Frauen und zu Plünderungen kam, was in der tschechoslowakischen Öffentlichkeit durch Be-
richte gemäßigter Zeitungen viel Aufsehen erregte, war, verglichen mit den in anderen Lagern 
und vor allem in den Gefängnissen herrschenden Zuständen nur ein kleines Beispiel des un-
menschlichen Systems, dem die deutsche Bevölkerung unterworfen war.  
Selbst dort, wo es nicht zu unmittelbaren Ausschreitungen kam, wurde der Zustand durch die 
mangelhafte Ernährung und die improvisierte Unterbringung großer Menschenmassen uner-
träglich. Vielfach mußten die Lagerinsassen selbst erst die Unterkünfte errichten und die La-
ger ausbauen. Infolge der Überfüllung der Lager, der Ungezieferplage und der unhygienischen 
Verhältnisse forderten Epidemien unter den entkräfteten Insassen zahlreiche Opfer. Besonders 
hoch war auch hier wieder die Sterblichkeitsziffer unter den Kleinst- und Kleinkindern und 
den alten Leuten, die nicht zur Arbeit außerhalb der Lager geschickt wurden und keine Mög-
lichkeit besaßen, sich zusätzliche Lebensmittel zu beschaffen. 
Für viele war jedoch das korrekte Verhalten einzelner Tschechen, sei es im Amt oder am Ar-
beitsort, ein Lichtblick in einer sonst trostlosen Lage. ... Eine besondere Würdigung verdient 
die Hilfsaktion des Tschechen Premysl Pitter für deutsche Kinder, die ihre Eltern durch die 
Kriegs- und Nachkriegsereignisse, vor allem in den tschechischen Lagern verloren hatten und 
in den Massenlagern verwahrlosten und zugrunde gingen. ...<< 
Das Bundesarchiv Koblenz berichtete im Jahre 1974 über die Internierungslager in der Tsche-
choslowakei (x010/45-47): >>Unmittelbar nach Beginn des Prager Aufstandes begann auch in 
großem Umfange die Verbringung von Deutschen in Gefängnisse und Lager.  
Nach Ermittlung des Suchdienstes des Deutschen Roten Kreuzes bestanden in der Tschecho-
slowakei 1.215 Internierungslager, 846 Arbeits- und Straflager und 215 Gefängnisse, in denen 
350.000 Deutsche längere oder kürzere Zeit festgehalten worden sind. ... Unmenschliche Ver-
hältnisse führten zum Tode von Lagerinsassen durch Kräfteverfall und Epidemien, verursacht 
durch mangelhafte Ernährung, fehlende Medikamente, unhygienische Verhältnisse und durch 
Depressionen infolge sadistischer Mißhandlungen. Sehr hoch war die Sterblichkeitsziffer bei 
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Kindern und älteren Leuten. Von den Arbeitslagern wiesen die der Bergwerke eine besonders 
hohe Sterblichkeit auf. 
Erheblich war jedoch auch die Anzahl der Opfer willkürlicher Erschießungen und Mißhand-
lungen durch Kommandanten und Wachmannschaften der Lager; diese setzten sich vorwie-
gend aus Angehörigen der Revolutionsgarde, die in die SNB übernommen worden waren, zu-
sammen. Zum Beispiel wurden von Anfang Mai bis Anfang Juli 1945 in dem berüchtigten 
Hanke-Lager (Kreis Mährisch Ostrau) 350 Insassen zu Tode gefoltert. ... 
Die Zurückgebliebenen wurden nach Besetzung der Slowakei durch die Rote Armee und Er-
richtung des neuen Regimes, sobald sie als Deutsche erkannt wurden, in Lager interniert und 
zum Arbeitseinsatz "vermietet". Die Verhältnisse in den Lagern, die zumindest in den ersten 
Monaten unter Aufsicht ehemaliger Partisanen standen, unterschieden sich im allgemeinen 
nicht von denen in Böhmen und Mähren. ... 
Die Lager wurden ... aufgefüllt durch zurückkehrende Karpatendeutsche aus den Sudetenlän-
dern, die sich slowakischen Repatrianten angeschlossen hatten.  
Zu Mißhandlungen durch slowakische Soldaten kam es bei ihrem Eintreffen auf den Zielsta-
tionen der Transporte. Eine Massenerschießung von 247 Karpatendeutschen, darunter Frauen 
und Kinder, die aus Lagern im Kreis Saaz/Sudetenland zurückkehrten, fand am 18.6.1945 
noch vor Erreichung des Gebietes der Slowakei in der Nähe des Bahnhofs Prerau/Mähren 
statt. Die Deutschen wurden aus dem Zuge geholt - angeblich von slowakischen Soldaten - 
und in einem in der Nähe gelegenen Wald zur Exekution geführt. ... 
Nach Schätzungen muß bei einer Gesamtzahl von 350.000 in Gefängnisse und Lager ver-
brachten Deutschen mit ca. 100.000 Opfern gerechnet werden. A. Bohmann: "Das Sudeten-
deutschtum in Zahlen", München 1959, Seite 199, schätzte die Anzahl der in Lager überführ-
ten Sudetendeutschen auf mindestens 1 Million.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1957 
über die Zwangsarbeit und Internierungslager in der Slowakei (x004/174-175): >>Bald wur-
den dann Orts- und Bezirkslager (am bekanntesten waren Novaky in der Mittelslowakei und 
Limbach und Engerau im Preßburger Gebiet) errichtet, in die alle Deutschen, deren man hab-
haft werden konnte, eingewiesen wurden. ... 
Die Kommandanturen der einzelnen Internierungslager waren in den ersten Monaten nach 
dem Umsturz fast ausschließlich mit ehemaligen Partisanen besetzt, die ihren Haß gegen die 
Deutschen in systematischer kleinlicher Quälerei oder in unbeherrschten Wutausbrüchen an 
den Häftlingen ausließen. Gefürchtet waren die Lager indessen in erster Linie wegen des 
Hungers. Die Unterernährung der Lagerinsassen machte vor allem alte Leute und Kinder ge-
gen Infektionskrankheiten besonders anfällig, so daß die Sterbeziffer bald hoch anstieg. ... 
Für die arbeitsfähigen Volksdeutschen, Männer wie Frauen, hatten die Internierungslager 
mehr den Charakter von Zwangsunterkünften als von Haftanstalten. Sie wurden tageweise 
oder auch für längere Zeiträume von Behörden oder Privatpersonen für eine bestimmte Sum-
me "herausgekauft". Da die Käufer verpflichtet waren, die Arbeitskräfte außerhalb des Lagers 
zu verpflegen, litt diese Gruppe nicht so offensichtlich unter Nahrungsmangel. Diese "heraus-
gekauften" Volksdeutschen lebten oft monatelang bei ihrem Arbeitgeber, häufig einem slowa-
kischen Bekannten oder auch Verwandten als Knecht, wechselten dann, wenn ihre Arbeits-
kraft nicht mehr benötigt wurde oder wenn sie ein günstigeres Angebot hatten, ihren Arbeits-
platz und entzogen sich auf diese Weise der Kontrolle der Lagerleitung. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1961 
über die Massenverhaftungen, Zwangsarbeit und Internierungslager in Jugoslawien (x006/-
107E-112E): >>Die allgemeine Internierung aller in ihren Heimatorten gebliebenen Jugosla-
wiendeutschen, soweit sie nicht schon in die Arbeitslager oder in die Gefängnisse der OZNA, 
des jugoslawischen NKWD, eingeliefert worden waren, setzte in der nordwestlichen Batschka 
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ein, nachdem bereits im Dezember 1944 die Deutschen in einem Streifen der südlichen 
Batschka interniert worden waren.  
Seit Anfang März 1945 wurde in der nordwestlichen Batschka die deutsche Bevölkerung in 
den bereits bestehenden Lagern oder in neugeschaffenen Ortslagern konzentriert. Die gleichen 
Maßnahmen wurden anschließend allgemein in der Batschka und auch im Banat, im Süden 
um den 26.-27.03.1945, sonst durchweg bis zum 18.-19.04.1945 eingeleitet. Um die deutsche 
Bevölkerung in Ortslagern zusammenzufassen, wurde meist ein bestimmtes Viertel oder auch 
nur eine Häuserzeile (Gasse) von allen Bewohnern geräumt und unter scharfe Bewachung 
durch Partisanen gestellt. 
... Damit blieb die beliebig einsetzbare Arbeitsreserve der arbeitsfähigen Deutschen auch den 
neuen Behörden für ihre vielfältigen Zwecke erhalten. Schließlich läßt sich die allgemeine 
Internierung der Deutschen, die zur Räumung ganzer Ortschaften oder Ortsviertel in ge-
mischtsprachigen Wohnorten führte, mit der Beschaffung von Unterkunftsmöglichkeiten für 
die seit Sommer 1945 nach der Verkündung der Agrarreform eintreffenden Neusiedler aus 
den wirtschaftlich rückständigen Gegenden Jugoslawiens in Verbindung bringen. ... 
Der systematische Charakter der Aktion drückte sich auch in der Einteilung der Lager in 3 
Gruppen: Zentralarbeitslager, Ortslager und Konzentrationslager für Arbeitsunfähige aus. Der 
Unterschied zwischen den Zentralarbeitslagern, in denen vornehmlich arbeitsfähige Männer 
zu Gruppen zusammengefaßt und den Arbeiter anfordernden Stellen zur Verfügung gestellt 
wurden, den Ortslagern, in denen die gesamte deutsche Bevölkerung einer Ortschaft abgeson-
dert wurde, und den Konzentrationslagern für Arbeitsunfähige trat seit dem Herbst 1945 im-
mer schärfer zutage.  
Wegen der hohen Sterblichkeitsrate der Zwangsarbeit leistenden arbeitsfähigen Männer und 
Frauen, der unablässigen Mißhandlungen und mangelhaften Ernährung aller internierten Deut-
schen schwoll vor allem die Zahl der Arbeitsunfähigen, der Kranken und Verletzten, neben 
den Alten, Frauen und der Kinder bis etwa zum 12. Lebensjahr stark an. Parallel dazu stieg 
die Zahl der Todesfälle unter denen, die von Alter, Krankheit und Entbehrung schon beson-
ders geschwächt waren, in allen Lagern steil an.  
In den großen Lagern für Arbeitsunfähige, Gakovo, Krusevlje und Jarek für die Batschka, Ru-
dolfsgnad und Molidorf für das Banat, starben Tausende, deren Plätze sogleich wieder Neu-
ankömmlinge einnahmen. In Rudolfsgnad, mit durchschnittlich 20.000 Insassen, starben von 
den ca. 33.000 Volksdeutschen, die zwischen dem Oktober 1945 und dem März 1948 in das 
Lager aufgenommen wurden, fast 10.000, d.h. ein Drittel; der monatliche Höchststand an To-
desfällen kletterte im Gefolge einer Fleckfieberepidemie im Februar 1946 auf ca. 1.300. In 
Jarek wurden mehr als 6.000 Tote registriert; ähnlich wurde in Gakovo und Krusevlje die Zahl 
der Internierten durch Todesfälle, die durch Hungerödeme, Typhusepidemien, Mißhandlungen 
verursacht waren, reduziert. 
Ärztliche Hilfe konnte in allen Lagern nur unzureichend geboten werden. ... Auf sanitäre Ein-
richtungen, Möglichkeiten des Kochens, der Kinder- und Krankenpflege wurde kein Wert ge-
legt, so daß oft Hunderte von Bauernfamilien in wenigen Höfen und Scheunen oder z.B. Hun-
derte von Männern in der Molkerei von Groß-Kikinda, die als Arbeitslager diente, hausen 
mußten. 
Die Verpflegung in den Lagern war äußerst mangelhaft. Gewöhnlich gab es Kesselkost, je-
doch in sehr geringen Mengen und oft ohne Salz und Fett zubereitet. Die Mahlzeiten bestan-
den in monotoner Gleichmäßigkeit aus Maisschrot- oder Röstmehlsuppen, Polentabrei (Mais-
brei), auch aus Maisbrot mit Tee.  
In Rudolfsgnad wurden z.B. im Dezember 1945 pro Person 2,5 kg Maismehl, 1 Krautkopf 
und 4 dkg Salz ausgegeben, im Januar 1946 nur 223 dkg Maisbrot und 7 dkg Salz. Im Winter 
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1945/46 kam es jedoch im gleichen Lager vor, daß 5 Tage lang überhaupt keine Lebensmittel 
ausgegeben wurden und die Insassen dem Hunger überlassen blieben.  
Ähnliche Verhältnisse herrschten auch in allen anderen Konzentrationslagern für Volksdeut-
sche: In Gakovo, Krusevlje, Molin, Mitrovica, Valpovo, Krndija und Jarek. Die Sterbeziffern 
wären daher ohne Zweifel noch höher angestiegen, wenn nicht in den Ortslagern ein Teil der 
aufgespeicherten Ernte - meist trotz strenger Verbote - irgendwie verwertet, bzw. Lebensmit-
tel in die Lager geschmuggelt oder außerhalb erbettelt worden wären. ... 
Wenn man die Lager für Arbeitsunfähige außer Betracht läßt, in denen die Insassen oft nur 
noch von Tag zu Tag dahinvegetierten, so sind alle Internierten dauernd zu Zwangsarbeiten 
verwendet worden.  
Die Verwaltung der Lager oblag seit dem Frühjahr 1945 den Abteilungen für Lager bei den 
Bezirksverwaltungen, die wiederum den Sektionen für Lager in den Innenministerien der 
Volksrepubliken unterstellt waren. Anstelle der aus Partisanen bestehenden Wachmann-
schaften traten Milizposten oder Einheiten der Volksarmee unter Aufsicht von Lagerdirek-
toren. ... 
Gewöhnlich in Gruppen, unter Bewaffnung bewaffneter Partisanen, später eines Aufsehers, 
wurden die arbeitsfähigen Männer und Frauen zuerst zu Aufräumungs- und Straßenarbeiten 
eingesetzt, dann an Fabriken, Staatsgüter und Bauern gegen ein gestaffeltes Entgelt an die La-
gerleitung von täglich bis zu 100 Dinar pro Person "ausgeliehen". ... Auch hier bewährte sich 
in zahlreichen Fällen die Hilfsbereitschaft der andersnationalen Bevölkerung, die die aus den 
Lagern gemieteten "Schwaben" freundlich und verständnisvoll behandelte und ihnen reichlich 
zu essen anbot. Auf diese Weise konnten viele Deutsche nach den Monaten der Entbehrung 
wieder etwas zu Kräften kommen, anderen Lagerinsassen mit Lebensmitteln helfen und bis-
weilen auch Vorräte und etwas Geld für die Flucht über die Grenze nach Ungarn sparen. ...  
Die demütigende Verpachtung der Arbeitskraft, die scharfen Kontrollen beim Verlassen und 
Betreten des Lagers, die unerbittliche Bestrafung, wenn das Einschmuggeln von Lebensmit-
teln entdeckt wurde, all das hat freilich den lastenden Druck des Lagerdaseins nicht schwin-
den lassen. 
Eine der traurigsten Erscheinungen in der Geschichte der Lager ist die Behandlung der Kin-
der. Sobald sie das 13. oder 14. Lebensjahr erreicht hatten, wurden sie zur Arbeit eingesetzt. 
Seit der allgemeinen Internierung wurden auch alle Kinder in die Ortslager getrieben. Oft wa-
ren die Väter zum Militär eingezogen oder erschossen, die Mütter nach Rußland deportiert, so 
daß die Kinder ganz auf sich gestellt waren oder allenfalls von Verwandten betreut wurden.  
In den Ortslagern wurden die Kinder jedoch bald rigoros von ihren Angehörigen getrennt und 
in die großen Konzentrationslager für Arbeitsunfähige überführt, wo sie als sog. elternlose 
Kinder galten und ihr Aufenthalt auf eigens abgetrennte Kinderbezirke innerhalb des Lagers 
eingeschränkt wurde. Krankheit, Hunger und Verwahrlosung forderten einen hohen Todes-
zoll, zumal da auch mitinternierte Verwandte oder hilfsbereite Lagerinsassen die Kinder ab-
geben mußten und jeder Kontakt mit ihnen untersagt wurde.  
Wenn man sich vor Augen hält, daß am 30.4.1946 die Belegschaft des Konzentrationslagers 
Rudolfsgnad zu 46 % aus Jungen und Mädchen unter 14 Jahren bestand, läßt sich das Elend 
dieser hilflosen Kinder erst deutlicher ermessen. 
Seit dem Frühsommer 1946, - in Rudolfsgnad z.B. nach der Fleckfieberepidemie im Juli, in 
Gakovo Ende Juni -, wurden in den Konzentrationslagern, z.T. ganz überraschend Kinder-
transporte zusammengestellt und der Obhut von staatlichen Kinderheimen übergeben, die ver-
streut über das gesamte Staatsgebiet in Mazedonien, Montenegro, Slowenien oder Kroatien 
lagen. ...  
Dieser Versuch einer bewußten "Umvolkung" der volksdeutschen Kinder kam erst zu einem 
Ende, als Vereinbarungen zwischen dem Roten Kreuz der FVR Jugoslawien und der Bundes-
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republik Deutschland auch den deutschen Kindern der staatlichen Heime im Rahmen der Fa-
milienzusammenführung die Reise nach Deutschland ermöglichten.<< 
Das Bundesarchiv Koblenz berichtete im Jahre 1974 über die Massenverhaftungen und 
Zwangsarbeit in Jugoslawien (x010/50): >>Anfang Mai wurden die Deutschen in Lager ver-
bracht, wo ebenfalls - wie z.B. in Valpovo - Erschießungen stattfanden.  
Aus dem Anfang Mai des Jahres 1945 besetzten Slowenien sind Massenerschießungen im 
Gebiet der Untersteiermark nach Verhaftungen der dort verbliebenen Deutschen überliefert, 
und zwar in der Gegend von Rann zusammen mit einer großen Anzahl von Kriegsgefangenen, 
darunter auch kroatischer und slowenischer Nationalität, am Stadtrand von Cilli und Gono-
bitz, in Windisch-Feistritz und Mahrenberg, in den Panzergräben bei Marburg-Tetzno, bei 
einer Massenerschießung von kroatischen Ustaschen sowie in der Männerstrafanstalt Marburg 
an der Drau; hier wurden am 6.12.1945 als Vergeltung für die Explosion eines Munitionswa-
gens, die als deutscher Sabotageakt ausgelegt wurde, 200 bis 300 Deutsche erschossen.  
Die gesamte verbliebene deutsche Bevölkerung war Ende 1945 in Lagern interniert oder in 
Gefängnissen inhaftiert. Eine gesetzliche Maßnahme für die Internierung war nicht gegeben, 
sieht man von dem Beschluß des Antifaschistischen Rates der Volksbefreiung Jugoslawiens 
(AVNOJ) vom 21.11.1944 ab, der die Ausbürgerung und Enteignung jener Personen deut-
scher Volkszugehörigkeit vorsah, die nicht in den Reihen der Partisanen gekämpft hatten.  
Es bestanden Ortslager und Zentralarbeitslager für Arbeitsfähige. Die Gesamtzahl der Lager 
und Gefängnisse ist mit rd. 1.500 anzunehmen. 
Es ... handelte sich bei der Mehrzahl der Lagerinsassen um Frauen, aber auch Kinder und 
Säuglinge traf das Schicksal der Internierung. Die Lagerverhältnisse entsprachen jenen, wie 
sie aus den anderen Vertreibungsgebieten beschrieben worden sind. Auch hier fanden nach 
den Massenliquidationen von Oktober und November 1944 noch einzelne Erschießungen 
statt. Mißhandlungen brutalster Art durch Auspeitschungen gehörten zum Alltag des La-
gerlebens. Die Mehrzahl der Todesfälle war auf unmenschliche Verhältnisse, auf unzurei-
chende Ernährung, mangelhafte ärztliche Betreuung und auf die hierdurch entstandenen Seu-
chen zurückzuführen. ...<< 
 
Bilanzierung und Bewertung des Schicksals der Ost- und Volksdeutschen in Ost-Mittel-
europa nach dem militärischen Zusammenbruch 
Das Schicksal der deutschen Flüchtlinge wurde damals in erster Linie durch die Angriffsrich-
tung und Schnelligkeit der sowjetischen Truppen bestimmt. Da die Rote Armee überraschend 
schnell nach Westen stürmte, wurden viele Flüchtlingstrecks frühzeitig eingeholt und wichtige 
Fluchtwege versperrt, so daß schon im Januar 1945 große Rückkehrbewegungen entstanden. 
Bis zum Kriegsende zogen ununterbrochen Tausende von Flüchtlingen, die durch feindliche 
Truppen überholt worden waren, in ihre Wohnorte zurück. Nach der Kapitulation im Mai 
1945 folgten weitere Rückwanderungswellen.  
Nach den unendlichen Flucht- und Rückkehrstrapazen war der körperliche und seelische All-
gemeinzustand aller Ost- und Volksdeutschen katastrophal. Tausende von Flüchtlingen kamen 
sterbenskrank oder zu Tode erschöpft in ihren Heimatorten an. Hier warteten weitere Schick-
salsschläge auf die völlig abgerissenen, halbtoten Rückkehrer. Die Häuser und Wohnungen 
waren im allgemeinen völlig ausgeplündert, sinnlos zerstört oder wurden schon von neuen 
"Eigentümern" bewohnt.  
Bis zur Kapitulation konnten nur ca. 8.375.000 (49 %) Reichs- und Volksdeutsche in den We-
sten des Deutschen Reiches bzw. in die Tschechoslowakei (CSR) fliehen. In Mitteldeutsch-
land und im Sudetenland gerieten später aber noch Hunderttausende in sowjetische Gewalt, so 
daß etwa 1.717.000 Flüchtlinge zwangsweise oder freiwillig in ihre Heimat zurückkehrten. Im 
Juni 1945 hielten sich rd. 10.270.000 Reichs- und Volksdeutsche in Ost-Mitteleuropa (ohne 
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spätere DDR) auf. 
Nach dem Kriegsende standen zunächst sämtliche Gebiete östlich der Oder und Neiße unter 
sowjetischer Verwaltung. Die Armeeführung der Roten Armee verhängte in den Besatzungs-
gebieten zwar drakonische Strafen, aber es dauerte nicht selten Wochen und z.T. sogar Mona-
te, bis die brutalen Gewalttaten endlich aufhörten. 
Die deutsche Landbevölkerung war besonders gefährdet, weil es dort nur wenige sowjetische 
Kommandanturen gab. Hier waren die Deutschen eigentlich nur geschützt, wenn sie bei so-
wjetischen Offizieren oder in bewachten Kolchosen arbeiteten. In den Nächten war es natur-
gemäß am schlimmsten. Jede Nacht brachte neue Schrecken, Schießereien und Überfälle. Am 
Tag war ebenfalls kein Deutscher sicher. Überall lauerte der Tod. Manche Zivilisten wurden 
auf offener Straße ermordet, weil sie sich weigerten, Mäntel oder Strickjacken abzugeben. 
Im Verlauf der Besatzung veränderte sich allmählich die feindliche Haltung der Sowjets. Vor 
allem ältere Soldaten schritten energisch gegen Gewalt- und Terrorakte ein und beschützten 
die Deutschen.  
In den Grenzgebieten östlich der Oder und Neiße sowie im Sudetenland begann die erste Pha-
se der Vertreibung schon Ende Mai und Anfang Juni 1945. Ab Ende Mai 1945 besetzten Sol-
daten, Milizionäre und Partisanen die Dörfer und Städte, um die deutschen Einwohner inner-
halb kürzester Frist aus ihren Wohnungen zu vertreiben. Die Ausgetriebenen durften lediglich 
etwas Gepäck zusammenraffen und mit Handwagen oder Schubkarren transportieren. Die 
Deutschen wurden dann von den Soldaten und Milizangehörigen in tagelangen qualvollen 
Märschen an die Oder bzw. Neiße getrieben.  
Die Deutschen wurden anschließend durch Soldaten, Milizeinheiten und Partisanen gewalt-
sam über die Grenzflüsse nach Westen in die sowjetische Besatzungszone (spätere DDR) ge-
trieben, so daß sich Hunderttausende von Heimatlosen am westlichen Ufer von Oder und Nei-
ße zusammendrängten.  
Bei den radikalen Austreibungsaktionen im unmittelbaren Hinterland der Oder-Neiße-Linie 
handelte es sich um zentral geleitete Aktionen der Polen und Tschechen, die bereits vor der 
Potsdamer Konferenz vollendete Tatsachen schaffen wollten. In Ostpommern, Ostbranden-
burg und Niederschlesien trieb man damals etwa 200.000 bis 300.000 Menschen aus dem öst-
lichen Hinterland der Oder und der Neiße, während etwa 700.000 bis 800.000 Sudetendeut-
sche aus der Tschechoslowakei "entfernt" wurden. 
Diese "wilden Austreibungen", bei denen mehrheitlich Frauen, Kinder und ältere Menschen 
vertrieben wurden, stellte man (vermutlich auf sowjetische Weisung) erst unmittelbar vor Be-
ginn der Potsdamer Konferenz ein. Die westlichen Alliierten erhielten über diese "wilden 
Austreibungen" nur spärliche und größtenteils falsche Informationen.  
Da der "eiserne Vorhang" schon frühzeitig undurchdringlich war, wußten nur die Sowjets, 
Polen und Tschechen, was tatsächlich in den sog. "Wiedergewonnenen Gebieten" geschah.  
Bis zum Abzug der sowjetischen Truppen herrschten in Jugoslawien, Polen, in der Tschecho-
slowakei und in Ostdeutschland monatelang chaotische Verhältnisse, weil die einheimischen 
Behörden und Milizeinheiten ständig versuchten, die Befehlsgewalt auszuüben. Infolge der 
unterschiedlichen Anordnungen und Befehle gab es dauernd Überschneidungen, so daß die 
Deutschen zusätzlich schikaniert und verunsichert wurden.  
In den deutschen Ostgebieten wurde die sowjetische Besatzungszeit im Herbst 1945 beendet 
(Ausnahme: Nord-Ostpreußen). Nach dem sowjetischen Abzug führte man in den "befreiten 
Gebieten" gnadenlose Pauschalabrechnungen durch. Es handelte sich damals meistens nicht 
um spontane Ausschreitungen oder persönliche Racheakte, sondern mehrheitlich um staatlich 
gelenkte "Säuberungsaktionen". Viele Gewalttaten und Verfolgungen wurden nachweislich 
durch unverantwortliche staatliche Propagandamaßnahmen beeinflußt und gefördert. In Rund-
funkansprachen, Zeitungen, Bekanntmachungen und öffentlichen Veranstaltungen schürte 
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man den radikalen Nationalismus und forderte zur kollektiven Bestrafung aller deutschen 
"Landesverräter" auf.  
Die arbeitsfähige deutsche Bevölkerung wurde zwangsweise zum Arbeitseinsatz herangezo-
gen. Sogar 8- bis 10jährige Kinder mußten Vieh hüten, Gespanne fahren oder andere leichte 
Arbeiten erledigen. Obgleich die Deutschen schwerste Zwangsarbeiten leisten mußten, rissen 
sie sich um fast jede Arbeit, denn ohne Arbeit gab es keine Verpflegung. Wer nicht verhun-
gern wollte, mußte arbeiten.  
Falls die Deutschen nicht mehr arbeiten konnten, waren sie zwangsläufig dem Hungertod aus-
geliefert. Da Kinder und alte Menschen im allgemeinen keine Lebensmittel erhielten, starben 
sie reihenweise. Nachdem man die letzten Vorräte geplündert hatte, wurde die Ernährungslage 
der rechtlosen Deutschen immer dramatischer.  
Die Lebensverhältnisse der zurückgebliebenen Deutschen in Ostmitteleuropa wurden durch 
grenzenloses Leid, unendliche Not und absolute Rechtlosigkeit geprägt. Fast alle Deutschen 
vegetierten unter menschenunwürdigen Lebensbedingungen. In dieser erbarmungslosen Zeit 
rückten alle verfolgten Deutschen eng zusammen. Man half sich nach besten Kräften, wo im-
mer es möglich war. Standesunterschiede gab es schon längst nicht mehr. 
Nach Abschluß der militärischen Aktionen inhaftierte man alle "verdächtigen Deutschen" vo-
rübergehend in Zuchthäusern und Gefängnissen oder transportierte sie nach der "Entnazifi-
zierung" in hoffnungslos überfüllte Internierungs- bzw. Zwangsarbeitslager (z.T. handelte es 
sich um ehemalige NS-Konzentrationslager). Hunderttausende von Unschuldigen fielen plan-
mäßigen Massenverhaftungen zum Opfer.  
Willkürliche Übergriffe waren an der Tagesordnung. Angst, Hunger und Not bestimmten die 
Haftzeit der deutschen Internierten. Verstöße gegen die Lagerordnung wurden vielerorts mit 
Prügelstrafen oder Bunkerhaft geahndet. Während der Bunkerhaft mußten die Häftlinge mei-
stens auf dem blanken Betonboden zubringen und erhielten häufig tagelang kein Wasser und 
keine Verpflegung. 
Ständige Mißhandlungen, mangelhafte Unterkünfte, ungenügende Verpflegung und große E-
pidemien forderten ungezählte Opfer. Aufgrund der katastrophalen hygienischen Zustände 
und unzureichenden Ernährung brachen in den Lagern verheerende Seuchen und Ungeziefer-
plagen aus. Eine ausreichende medizinische Betreuung existierte nur sehr selten. Während der 
Sommermonate wurden die hilflosen Menschen von Flöhen, Wanzen, Läusen und anderem 
Ungeziefer bis aufs Blut gequält. Obwohl Ärzte unter den Inhaftierten waren, konnten sie 
nicht helfen, denn im allgemeinen gab es weder Medikamente noch Verbandsmaterial. In vie-
len Zellen lagen Kranke, Sterbende und Tote.  
Im Jahre 1945 kamen z.B. im sowjetischen Deportationslager Preußisch Eylau mindestens 
6.000-7.000 (ca. 50 %) der deutschen Gefangenen durch Hungertyphus und Krankheiten um 
(x010/33). Im sowjetischen Zentralgefängnis Graudenz erlagen sogar etwa 5.000, der rd. 
8.000 Inhaftierten, den Ruhr- und Flecktyphusepidemien (x010/34).  
Im Winter litten die abgemagerten Lagerinsassen unter der großen Kälte. Da die inhaftierten 
Deutschen durch den ständigen Hunger geschwächt waren und kaum Winterkleidung oder 
Heizmaterial besaßen, starben in den Wintermonaten ungezählte Inhaftierte. Manche Juden, 
die nach ihrer Befreiung wieder im KZ Theresienstadt inhaftiert wurden, berichteten, daß die 
Essenrationen im Juli 1945 um 50 % niedriger waren als während der NS-Haft im Dezember 
1944.  
Schlußbemerkungen: Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Alfred M. de 
Zayas berichtete später über die ostdeutschen Rückkehrer (x039/141): >> Das Kapitel über die 
Flucht darf nicht abgeschlossen werden, ohne zu erwähnen, daß Millionen von Flüchtlingen, 
die in den ersten Monaten des Jahres 1945 ihre Heimat in Ostdeutschland verließen, fest da-
von überzeugt waren, daß sie bald wieder, wenn der Krieg endlich vorbei sei, in ihre Wohnor-
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te zurückkehren könnten. Im April 1945 betrug die deutsche Bevölkerung in den Ostprovin-
zen etwa 4.400.000 Menschen.  
Bis zum Juli 1945 waren 1.125.000 Flüchtlinge zurückgekehrt, weil sie die Härten des verlo-
renen Krieges lieber in der Heimat durchstehen wollten. Sie ahnten nicht, daß sie wieder ver-
trieben werden würden. Andere hatten von der alliierten Entscheidung, die Deutschen auszu-
weisen, gerüchteweise gehört, sie begriffen aber nicht, daß die 700 Jahre alten ostdeutschen 
Siedlungen von heute auf morgen zerschlagen werden sollten. ...<< 
Informationsminister Kopecky berichtete am 25. Mai 1945 im Prager Rundfunk indirekt über 
die Austreibung von Sudetendeutschen (x004/105-106): >>Das tschechoslowakische Militär 
ist schon in Bereitschaft für die Säuberung des Grenzgebietes der Republik von Deutschen 
und Ungarn und für die Rückerstattung der Reichtümer dieser von altersher slawischen Gebie-
te in die Hände der Tschechen und Slowaken. ...<< 
General Eisenhower telegrafierte am 18. Oktober 1945 nach Washington (x309/125): >>In 
Schlesien verursachen die polnische Verwaltung und ihre Methoden eine große Flucht der 
deutschen Bevölkerung nach dem Westen. ... Viele, die nicht weg können, werden in Lagern 
interniert, wo unzureichende Rationen und schlechte Hygiene herrschen. Tod und Krankheit 
in diesen Lagern sind extrem hoch. ... Die Todesrate in Breslau hat sich verzehnfacht und es 
wird von einer Säuglingssterblichkeit von 75 Prozent berichtet. ...<< 
Die Internierungslager in Ost-Mitteleuropa waren nicht selten regelrechte Seuchenhöllen, 
Hungerquartiere und Sterbelager, so daß die Deutschen "wie die Fliegen" starben. In den In-
ternierungslagern gab es mehrheitlich nur Hungerrationen, weil große Teile der Lebensmittel-
lieferungen von den Lagerleitungen oder dem Wachpersonal unterschlagen wurden.  
Obgleich die deutschen Häftlinge völlig unzureichend ernährt wurden, mußten sie täglich 
schwere Zwangsarbeiten verrichten. In den Lagern fanden gewöhnlich regelrechte Sklaven-
märkte statt. Der Andrang war sehr groß, denn man konnte die deutschen Arbeitssklaven für 
geringe Geldbeträge ausleihen. Wer Hunger, Krankheit, Kälte und sonstige Strapazen überleb-
te, kämpfte täglich verzweifelt, um die schwere Zwangsarbeit oder den harten Lageralltag zu 
überstehen. In den Zwangsarbeitslagern (Polen und Ostdeutschland = 1.255 Lager, Tschecho-
slowakei = 846 Arbeits- und Straflager, Jugoslawien = ca. 1.500 Lager und Gefängnisse) wur-
den häufig die berüchtigten NS-Methoden imitiert.  
Völkerrechtliche Konsequenzen: Die damals gültige Haager Landkriegsordnung vom 18. 
Oktober 1907 (in Kraft seit dem 26. Januar 1910) legte für die Kapitulation des Feindes und 
die militärische Gewalt auf besetztem feindlichem Gebiet folgende Regeln und Gebräuche des 
humanitären Völkerrechts fest (x852/...): >>... Fünftes Kapitel: Waffenstillstand  
... Dritter Abschnitt: Militärische Gewalt auf besetztem feindlichem Gebiet  
Artikel 42 Ein Gebiet gilt als besetzt, wenn es sich tatsächlich in der Gewalt des feindlichen 
Heeres befindet. Die Besetzung erstreckt sich nur auf die Gebiete, wo diese Gewalt hergestellt 
ist und ausgeübt werden kann.  
Artikel 43 Nachdem die gesetzmäßige Gewalt tatsächlich in die Hände des Besetzenden über-
gegangen ist, hat dieser alle von ihm abhängenden Vorkehrungen zu treffen, um nach Mög-
lichkeit die öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben wiederherzustellen und aufrecht-
zuerhalten, und zwar, soweit kein zwingendes Hindernis besteht, unter Beachtung der Lan-
desgesetze.  
Artikel 44 Einem Kriegführenden ist es untersagt, die Bevölkerung eines besetzten Gebiets zu 
zwingen, Auskünfte über das Heer des anderen Kriegführenden oder über dessen Verteidi-
gungsmittel zu geben.  
Artikel 45 Es ist untersagt, die Bevölkerung eines besetzten Gebiets zu zwingen, der feindli-
chen Macht den Treueid zu leisten.  
Artikel 46 Die Ehre und die Rechte der Familie, das Leben der Bürger und das Privateigentum 
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sowie die religiösen Überzeugungen und gottesdienstlichen Handlungen sollen geachtet wer-
den. Das Privateigentum darf nicht eingezogen werden.  
Artikel 47 Die Plünderung ist ausdrücklich untersagt. ...<< 
Am 9. Dezember 1948 wurde die UN-Konvention "über die Verhütung und Bestrafung des 
Völkermordes" offiziell verabschiedet und verkündet (x075/52-53): >>...  
Art. I. Die vertragsschließenden Parteien bestätigen, das Völkermord, ob im Frieden oder im 
Krieg begangen, ein Verbrechen gemäß dem internationalen Recht ist, zu dessen Verhütung 
und Bestrafung sie sich verpflichten.  
Art. II. In dieser Konvention bedeutet Völkermord eine der folgenden Handlungen, die in der 
Absicht begangen wird, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche 
ganz oder teilweise zu zerstören: 
a) Tötung von Mitgliedern einer Gruppe;  
b) Verursachung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden an Mitgliedern der 
Gruppe;  
c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre 
körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen;  
d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der Gruppe ge-
richtet sind;  
e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe. ...<< 
Das Völkerrecht kennt keine gerechten und keine entschuldbaren Verbrechen oder Menschen-
rechtsverletzungen, denn Recht und historische Wahrheit sind nicht teilbar. Alle Kriegs-
verbrechen, Völkermord oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit bleiben unverjährbare 
Verbrechen, die unerschütterlich zu bestrafen und zu sühnen sind, egal, wer die Taten began-
gen hat und wer die Verantwortung dafür übernehmen muß. Die aktiven Täter und passiven 
Verantwortlichen von Völkerrechtsverletzungen sind für ihre Verbrechen durch die Vereinten 
Nationen juristisch-völkerrechtlich zur Rechenschaft ziehen. 
Aufgrund der permanenten Kollektivschuldvorwürfe gegen das deutsche Volk kann es nicht 
länger akzeptiert werden, daß die an Deutschen verübten Kriegs- und Nachkriegsverbrechen 
bis in alle Ewigkeit ignoriert und ungesühnt bleiben, "nur weil diese Opfer Deutsche bzw. 
Nicht-Menschen waren".  
Das Völkerrecht gilt für alle Völker und aus Unrecht kann niemals Recht werden, deshalb 
sind sämtliche Verletzungen des humanitären Völkerrechts (Kriegsverbrechen, Völkermord, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit) juristisch zu untersuchen und zu ahnden.  
Die Vereinten Nationen setzten zum Beispiel im Jahre 1993 und 1994 Kriegsverbrechertribu-
nale ein, um Verletzungen des humanitären Völkerrechts im ehemaligen Jugoslawien und in 
Ruanda zu verfolgen und zu sühnen.  
Bis zur gewaltsamen Vertreibung mußten die verfolgten Deutschen unfaßbare Racheakte und 
Gewalttaten über sich ergehen lassen. Diese monatelange, vielfach sogar jahrelange Schrek-
kenszeit, in der die rechtlosen Sklaven unglaubliche Schikanen, schwerste Mißhandlungen, 
Lagergreuel, harte Zwangsarbeit, Hunger, Krankheiten, Not und hoffnungslose Verelendung 
überstehen mußten, zerbrach auch den härtesten Willen der Menschen. Zum Schluß waren die 
Ost- und Volksdeutschen sogar froh, als man sie bettelarm aus ihrer Heimat jagte. 
Durch die jahrelange Unterernährung und die unmenschlichen Haftstrapazen wurden Tausen-
de von Reichs- und Volksdeutschen nicht nur physisch, sondern auch psychisch ruiniert. 
Diese völkerrechtswidrigen Massenverbrechen an der deutschen Bevölkerung in den Gebieten 
östlich der Oder-Neiße waren zweifelsfrei Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Da Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht kraft Verjährung enden, sind die alliieren Sie-
germächte für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur Verantwortung zu ziehen. 
 


